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Zur Erneuerung des Jugendstrafrechts und des Straf- 
vollzugs an Jugendlichen, insbesondere zur Frage des 
Jugendarrestes. 


Von Prof. Dr. med. Werner Villinger in Bethel b. Bielefeld. 


Die wertvollen Ausführungen eines so erfahrenen Praktikers wie 
Schmidhäuser zur Frage des Jugendarrestes im letzten Heft dieser 
Monatsschrift S. 257ff., die mir durch die Schriftwaltung liebens- 
würdigerweise vor ihrer Drucklegung zugänglich gemacht wurden, geben 
die dankbar begrüßte Gelegenheit, vom jugendkundlichen wie jugend- 
psychiatrisch-heilpädagogischen Standpunkt aus ein paar Bemerkungen 
zum gesamten Problem der Erneuerung des Jugendstrafrechts und des 
Strafvollzugs an Jugendlichen beizusteuern. 

Das Jugendgerichtsgesetz von 1923 bedeutete seinerzeit einen Wende- 
punkt im deutschen Strafrecht, insofern es erstmals neben den Strafen 
Maßregeln zur Besserung des Straffälligen, sogenannte Erziehungs- 
maßregeln enthielt, also dem Sühneprinzip den Erziehungszweck der 
Strafe an die Seite stellte und nicht nur die Tat, sondern auch, oder 
besser: vor allem den Täter in den Mittelpunkt der richterlichen Unter- 
suchung und Betrachtung gerückt hat. 

Schon vor dem politischen Umschwung wurde das Gesetz aber von 
vielen Sachverständigen als um- und ausgestaltungsbedürftig an- 
gesehen. 

Da es sich zu einem hohen Anteil um schwererziehbare, anlagemäßig 
abnorme oder durch Umwelt und Schicksal abnormisierte Jugendliche 
handelt, die vor die Schranken des Jugendgerichts kommen, und da. 
die Jugendlichen an sich schon in einem psychisch labilen Gleichgewichts- 
zustand leben, so müssen, so schrieb ich 19301), dort auch manche der 
„in der ärztlichen Psychotherapie und die in der Heilpädagogik be- 
währten Grundsätze der Menschenbehandlung und Menschenführung 
gelten‘. Dabei war natürlich nicht an eine weichlich-einseitige ‚indi- 
vidualpsychologische“ oder gar „psychoanalytische“ Behandlung ge- 
dacht, vielmehr an eine solche, die „dem Individuum Halt geben und 
normative Ziele setzen muß, die letzten Endes hinauslaufen auf soziale 
Gesinnung und Einfügung, auf Tüchtigkeit, Pflichterfüllung und Sittlich- 
keit... Unsere Bemühungen richten sich alle auf das Ganze der Persön- 
lichkeit. Wir wollen unsere Kranken zur Gesundheit, insbesondere zur 
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seelischen, zur charakterlichen Gesundheit erziehen?)“. Daher 
sollte der Jugendrichter die Methoden der Heilpädagogik als einer 
psychiatrisch-psychologisch, d. h. biologisch vertieften Erziehungskunst, 
wenigstens kennen, um einen jungen Missetäter „in seiner körperlich- 
seelischen, entwicklungsmäßigen, aber auch in seiner sozialen, wirt- 
schaftlichen, beruflichen und sonstigen Gegebenheit zu erfassen und zu 
verstehen‘). Des weiteren forderte ich dringend, daß beim Jugendgericht 
einer der Schöffen ein — womöglich kriminalbiologisch geschulter — 
Arzt, der andere ein Pädagoge sein müsse. Für den Jugendrichter, wie für 
den Erzieher, sowohl den im Gefängnis, als besonders den in der Fürsorge- 
erziehung und den im freien Leben, gelten die damals eingehend be- 
sprochenen Behandlungsweisen der „Aufschließung, der Bindung, der 
Klärung, der Formung und Führung“ des Jugendlichen. Wollte der 
Jugendrichter persönlich einen erzieherischen Einfluß ausüben auf den 
Jugendlichen, so sollten zwischen diesem und dem Jugendrichter wo- 
möglich alle Zwischenpersonen ausgeschaltet werden oder doch die Zahl 
der zwischengeschalteten Personen so klein als möglich bleiben. Sie sollte 
womöglich über den Sachverständigen nicht hinausgehen‘). 

Schon damals bestand u. E. die Gefahr, daß das Jugendgerichts- 
gesetz und seine Handhabung den Sühnecharakter und die abschreckende 
Wirkung der Strafe zu sehr außer acht lasse, besonders durch die allzu 
großzügige Anwendung der Bewährungsfrist und der kurzfristigen 
Strafen. Infolgedessen stand man im Kreise der nicht einer marxistischen 
Weltanschauung anheimgefallenen Sachkenner auf dem Standpunkt, 
daß eine energischere Durchführung des Gesetzes und ein strafferer 
Strafvollzug dringende pädagogische Erfordernisse seien. 

Haben wir es beim Jugendgericht mit psychisch gesunden 
Jugendlichen zu tun, so gelten neben den Gesichtspunkten der Rechts- 
pflege die Grundsätze der Normalpädagogik. Diesen Jugendlichen kann 
verständlich gemacht werden, daß Strafe Sühne bedeutet, d. h. Wieder- 
gutmachung eines Fehlers, eines Mangels an Verzicht auf Triebbefriedi- 
gung oder eines Mangels an Gemeinschaftsgesinnung. Das normale ältere 
Kind und erst recht der normale Jugendliche hat ein hinreichend feines 
Gewissen und empfindet bei allen Verstößen ein deutliches Schuld- 
bewußtsein, das nach Befreiung ruft. Befreiung wird aber nur in der 
wiedergutmachenden Sühne erlangt, weshalb auch solche Kinder und 
Jugendliche von sich aus meist bestrebt sind, durch freiwillige Leistun- 
gen oder durch Selbstbestrafung ihre Tat zu sühnen. Sie ersehnen vielfach 
geradezu die befreiende Strafe. Und sie ersehnen, wenn es gelingt, einen 
richtigen Einblick in ihr seelisches Geschehen zu erlangen, eine gründ- 
liche Strafe, weil das drückende Gefühl der Schuld, die man nicht wieder- 
gutzumachen imstande ist, nur auf diese Weise zum Verschwinden zu 
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bringen ist. Mit einer weichlichen und laxen Strafe sind diese jungen 
Missetäter innerlich gar nicht einverstanden; denn sie gewährt ihnen die 
gesuchte Entlastung nicht. Sie ruft aber in ihnen leicht die Auffassung 
hervor, daß der zur Strafe zuständige Erwachsene vielleicht am Ende 
ebenso gehandelt hätte und sich selbst durch seine Milde mitentschuldigen 
wolle. Die Strafe ersetzt die Wiedergutmachung, die meist ebenso un- 
möglich ist wie die Wiederherstellung der Situation der strafbaren Hand- 
lung; sie hat also Symbolcharakter. Sie muß demgemäß irgendwie der 
Schwere der Entgleisung entsprechen. 

Da, wo die Strafe aber ‚schwererziehbare‘‘, psychisch irgendwie 
abnorme oder abnormisierte Jugendliche treffen soll, ist weder 
mit einem gesunden Gewissen, mit einem echten oder subjektiven zu- 
reichenden Schuldbewußtsein, einem aufrichtigen Bereuen und Bekennen 
der Schuld noch mit einem Verlangen nach Tilgung der Schuld zu rechnen. 
Infolgedessen muß die Strafzumessung diesen Jugendlichen gegenüber 
von anderen Gesichtspunkten ausgehen. Hier steht die Heilpädagogik, 
die Umgewöhnung, gegebenenfalls die „Dressur“ im Vordergrund, und 
zwar in allen ihren Mannigfaltigkeiten und Stufungen je nach Lage des 
Einzelfalles. 

Die kurzen Andeutungen sollen nur darauf hinweisen, daß wir zwei 
große Gruppen von jugendlichen Straffälligen zu unterscheiden haben: 
Die psychisch normalen, vollwertigen und die seelisch abartigen jugend- 
lichen Rechtsbrecher und daß diesen Gruppen auch die Strafen nach Art 
und Grad irgendwie entsprechen müssen. 

Für beide Gruppen gilt der Fundamentalsatz: Jugendliche sind 
anders als Erwachsene; sie sind keine Kinder mehr, aber auch noch keine 
Erwachsene, befinden sich vielmehr im Übergangszustand tiefstgreifender 
körperlicher und seelischer Umwälzung, dessen wesentlichste Kennzeichen 
eine Auflockerung des Innenlebens mit der allmählich bewußt werdenden 
Geschlechtlichkeit und eine Auseinandersetzung mit der geistigen Um- 
welt, ein starkes Geltungssstreben, ein übermächtiger Drang zur Selb- 
Ständigwerdung bei gleichzeitigem subjektivem Anlehnungsbedürfnis und 
objektivem Führungsbedürfnis sind. Die Entäußerungen dieser Puber- 
tätserscheinungen allgemeiner Art sind natürlich je nach Geschlecht, 
körperseelischem Habitus, sozialer Schicht, Erziehung und sonstigen 
Umwelteinwirkungen außerordentlich verschieden. Infolgedessen ist auf 
die allgemeinen und besonderen Eigenartigkeiten des Jugendalters und 
der Einzelpersönlichkeit bei der Auswahl und Bemessung der Strafen 
und Erziehungsmaßnahmen sowie beim Strafvollzug tunlichst Rücksicht 
zu nehmen. So ist z.B. die geistige Höhenlage, der Grad der Persönlich- 
keitsreifung, Gunst oder Ungunst der Umweltverhältnisse und die Moti- 
vierung der Tat nicht weniger sorgfältig zu berücksichtigen als die 
Schwere der Tat. Daß es noch nicht Achtzehnjährige gibt, die dem Durch- 
Schnitt Einundzwanzigjähriger, ja noch Älterer aus ähnlichen Lebens- 
Verhältnissen gleichkommen, ist bekannt genug. Für sie müßte u. U. über 
die Strafen des Jugendgerichtsgesetzes hinausgegangen werden können. 

20% 


308 Monatsschrift f. Kriminalbiologie u.Strafrechtsreform 1939, ET. 


Für beide Gruppen muß jede Strafe den Sühne-, Abschreckungs- und 
Erziehungszweck durchleuchten lassen. Aber der Akzent muß bei den 
Normalen mehr auf den Sühnegedanken, bei den Abnormen auf die 
Erziehung (besser: Heilerziehung) gelegt werden. So werden für die erste 
Gruppe die Verwarnung eventl. mit Auflagen, der kurze, aber einschnei- 
dende Jugendarrest und — seltener — die langandauernde Jugend- 
gefängnisstrafe im Vordergrund zu stehen haben (neben Erziehungs- 
maßnahmen), während von der zweiten Gruppe die Schwererziehbaren in 
erster Linie in Fürsorgeerziehung gegeben werden oder langfristige 
Jugendgefängnisstrafen erhalten müssen (daneben wird natürlich auch, 
aber seltener, von der Verwarnung, vom Jugendarrest und von der Auf- 
erlegung besonderer Verpflichtungen Gebrauch zu machen sein). Die 
praktisch Unerziehbaren dieser Gruppe kommen, je nach Lage des 
Einzelfalles, in Heil- und Pflegeanstalten, in Schwachsinnigenanstalten 
oder, wenn wir das Bewahrungsgesetz einmal haben, in Bewahrungs- 
anstalten. 

Damit sollen nur die ganz allgemeinen Richtlinien angedeutet wer- 
den, in denen sich nach den bisherigen Erfahrungen die zukünftige Straf- 
rechtsgestaltung und Strafrechtspraxis zu bewegen hätte, wenn der 
Jugendpsychiater und Heilpädagoge sie skizzieren sollte. 

Die psychisch Normalen sind unter den jugendlichen Rechts- 
brechern nicht sehr zahlreich. Mehr als 25—30% machen sie bestimmt 
nicht aus, vermutlich sogar erheblich weniger. Eine sichere Angabe ist 
nicht möglich, da bisher die deutschen Jugendgerichte noch nicht, wie es 
längst notwendig und aus mehr als einem Grund überaus aufschlußreich 
wäre, alle Angeklagten jugendpsychiatrisch oder kriminalbiologisch 
durchuntersuchen lassen. Die Mehrzahl dieser Straftäter bleibt bei der 
Erstkriminalität. Hier genügt zweifellos in den meisten Fällen eine kräf- 
tige seelische Erschütterung, ein energischer Denkzettel in Form einer 
Verwarnung oder eines Jugendarrests; nur selten wird gleich eine Ge- 
fängnisstrafe nötig sein. Zur Verwarnung nur soviel: sie muß so eindring- 
lich und feierlich als möglich gestaltet werden, wenn sie wirksam 
sein soll. 

Ein normaler Erstkrimineller, der die Verwarnung in den Wind ge- 
schlagen hat und rückfällig vor dem Jugendrichter steht oder der wegen 
der Art seines Deliktes und des Motivs sofort, d. h. bei der ersten Straf- 
tat, einer energischen Aufrüttelung und wirksamen Sühne bedarf, wird 
nur dann innerlich gepackt und zum Nachdenken gebracht, wenn die 
Übelzufügung eine recht empfindliche ist. Haftstrafen sind nicht nur nicht 
spürbar genug, sie sind für Jugendliche aus mehr als einem Grunde be- 
denklich. Kurzfristige Gefängnisstrafen werden erfahrungsgemäß wenig 
ernst genommen, ganz abgesehen davon, daß, wie auch Schmidhäuser dar- 
legt, allerlei Gefahren für den Rechtsbrecher damit verknüpft sind. Ich 
stimme daher völlig mit Schmidhäuser überein, wenn er Gefängnisstrafen 
unter 3 Monaten ebenso ablehnt wie die schon im Urteil enthaltene Ver- 
fügung der Aussetzung eines Teiles der Strafverbüßung. 
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In allen diesen Fällen, in denen bei einem psychisch normalen jugend- 
lichen Rechtsbrecher eine längere Freiheitsstrafe, auch im Hinblick auf 
die ehrmindernden Folgen, nicht angezeigt erscheint, ist der Jugend- 
arrest mit oder ohne Erziehungsmaßregeln im Sinnne des § 7 JGG., das 
Strafmittel der Wahl. 

Völlig einverstanden kann man sich erklären mit dem Vorschlag, 
daß er vom Jugendgericht verhängt und in Einzelhaft verbüßt wird. 
Dagegen bestehen schwere Bedenken gegen Einzelheiten der Durch- 
führung und die Zeitdauer des Jugendarrests, wie sie Schmidhäuser angibt. 

Schmidhäuser geht unter Anlehnung an die im Reichsarbeitsdienst 
(RAD.) vorgesehenen Strafmöglichkeiten des verschärften Arrests über 
das hinaus, was der militärische geschärfte Arrest zuläßt. Wenn auch die 
Strafvollzugsvorschrift theoretisch die Verknüpfung mehrerer Strafen 
gestattet, so dürfte es nach meiner Erfahrung so gut wie nie praktisch 
werden, daß in der Wehrmacht geschärfter Arrest hintereinander bis zu 
6 Wochen verbüßt wird. Es muß aber zu denken geben, daß die Wehr- 
macht nach der Disziplinarstrafordnung auf Grund langer Erfahrung den 
geschärften Arrest nicht über 3 Wochen ausdehnt und daß sie die Ver- 
schärfung, nämlich die harte Lagerstatt und die Ernährung mit Wasser 
und Brot, am 4. und von da ab an jedem 3. Tag wegfallen läßt, während 
Schmidhäuser für die ersten 7 Tage das Bettlager und die Bewegung im 
Freien ganz wegfallen lassen und die Höchstdauer des Arrests auf vier 
Wochen bzw. einen Monat ausdehnen will. Dabei handelt es sich bei der 
Wehrmacht durchweg um Junge Männer, die das Alter der Jugendlichen 
überschritten, d. h. das 18. Lebensjahr vollendet haben, während die von 
Schmidhäuser angegebenen Strafen schon 14 Jährige treffen können. 

Sollte ein Vorgesetzter der Wehrmacht tatsächlich die theoretisch 
mögliche Verknüpfung mehrerer Arreststrafen anordnen, so daß ein ge- 
Schärfter Arrest von mehr als 3 Wochen herauskäme, so würde, das ist 
meine Überzeugung, der zuständige Sanitätsoffizier Einspruch erheben 
er dem Hinweis auf die gesundheitsschädigende Wirkung einer solchen 

trafe. 

Erst recht müssen aber für die 14—ı8jährigen Jugendlichen Be- 
denken geltend gemacht werden. Schon die Rücksicht auf die rein physio- 
Ogische enorm gesteigerte Wachstumsenergie dieses Lebensabschnittess) 
mit ihrem Bedarf an vielseitiger vitaminreicher Nahrung, an Bewegung, 
und zwar im Freien, und an Licht (direkter oder indirekter Besonnung) 
muß den Arzt hier auf den Plan rufen. Wer aber die besondere Anfällig- 
keit des Jugendalters, z. B. für das Heraustreten psychischer Störungen 
(pathologische Reaktionen, Schizophrenie, Gemütsverstimmungen zyklo- 
thymer Art), für die Manifestation der Epilepsie und anderer Nerven- 
krankheiten kennt und die ausgezeichneten Luxenburgerschen®) Dar- 
ungen über die Mitwirkung exogener Faktoren beim Zustandekommen 

°) Vgl. Neuraih, Die Pubertät, Wien, bei Julius Springer, 1932. 


$ °) Vgl. Luxenburger, Hans, Psychiatrische Erblehre, München, bei Lehmann, 
938. 
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der Erbkrankheiten berücksichtigt, muß erst recht zur Vorsicht mahnen. 
Weiterhin ist aber auch auf die besondere Neigung der Jugendlichen zu 
Kreislaufstörungen, zu Anämien und vor allem zum Auftreten von Lun- 
gentuberkulose in diesem Zusammenhang hinzuweisen. Endlich dürfen 
wir nicht übersehen, daß gerade unsere kriminellen Jugendlichen zum 
großen Teil konstitutionell unterwertige, körperlich weniger widerstands- 
fähige, oft sehr schlecht ernährte und dadurch noch anfälligere Menschen 
sind. 

Nun stehen wir im biologisch fundierten nationalsozialistischen 
Staat ganz allgemein auf dem Standpunkt, daß die Gesundheit eines der 
höchsten Güter des Volkes wie seiner Glieder sei, und können daher nicht 
zulassen, daß dieses wichtige Rechtsgut durch die Rechtspflege bewußt 
geschädigt wird (sofern es sich nicht um Ausnahmen wie die Entmannung 
gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher handelt). Einen Jugendlichen vier 
Wochen mit geschärftem Arrest, d.h. mit einer außerordentlich vitamin- 
armen Kost, mit hochgradigem Mangel an Bewegung im Freien, mit Licht- 
armut, also einer Verschärfung des Vitaminmangels, zu bestrafen, be- 
deutet für ihn unter Umständen eine nicht wieder gutzumachende Ge- 
sundheitsschädigung. 

Ebenso muß, diesmal vom Standpunkt der psychischen Hygiene 
aus, Stellung gegen die völlige Beschäftigungslosigkeit des Arrestanten 
genommen werden. Auch wenn ihm das Lesen wertvoller Bücher in den 
„guten Tagen‘ ermöglicht wird, worauf Schmidhäuser mit Recht großen 
Wert legt, wird es nicht ausbleiben, daß er, zu völliger Reglosigkeit ver- 
dammt, in seiner nach der Außenwelt völlig abgesperrten Zelle in dumpfes 
Brüten, in gedrückte und gespannte Stimmung und in sexuelle Erregungs- 
zustände hineingerät, die zu körperlichen und psychischen Krisen und 
Entladungen (oder Verhaltungen) schlimmster Art führen können. Diese 
können genau das Gegenteil von dem bewirken, was die Strafe bezweckt. 
Dabei muß damit gerechnet werden, daß die Bewegungslosigkeit, die un- 
gewohnte Kost, das harte Lager und die seelische Aufwühlung den Schlaf 
bedeutend beeinträchtigen können, so daß die Nacht die Spannungen und 
Selbstquälereien des Tages verlängert und vertieft. Der Jugendliche muß, 
das ist unsere Meinung, schon um der ihn sonst überwältigenden sexuellen 
Gedanken und Triebregungen willen abgelenkt und ermüdet werden 
durch körperliche Arbeit. Er braucht außerdem während des Arrests 
neben der ärztlichen ein geeignete pädagogische Überwachung, die dafür 
sorgt, daß die Strafe nicht zur körperlichen oder psychischen Schädigung, 
sondern zum inneren Wendepunkt und zur inneren Förderung werde. 

An den „nicht guten‘‘ Tagen des Arrests müßte also eine straffe nach 
Zeitmaß und Umfang zu regelnde körperliche Arbeit von mindestens 
4 Stunden Dauer vorgesehen werden, die im Sinne des Strafzweckes so zu 
gestalten wäre, daß sie nicht als Vergnügen empfunden wird. 

Die Frage des Vitaminbedarfs und einer etwaigen Ergänzung der 
Brotnahrung durch künstliche Vitaminzufuhr muß von ernährungs- 
physiologischer Seite näher untersucht werden. 
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Allen übrigen Ausführungen und Vorschlägen Schmidhäusers pflichte 
ich durchaus bei. Mit ihm hoffe ich auf eine baldige Änderung des der- 
zeitigen Jugendstrafrechts und wünsche der deutschen Jugend sorg- 
fältig ausgewählte und für ihre besondere Aufgabe geschulte Jugend- 
richter, die das neue Jugendstrafrecht zum Wohle des gesamten deutschen 
Volkes nicht nur aus rechtspflegerischem, sondern auch aus überlegenem 
erzieherischen und heilerzieherischem Geiste handhaben. 


Fälle. 


Kindestötung durch eine Jugendliche. Ein Gutachten von Dr. Gustav 
Donaliest). 

Nachdem kürzlich Gummersbach in mehreren Arbeiten (vgl. diese Ztschr. 
1937, 364 und weiter Öfftl. Gesundheitsdienst 1936/37 A 617, Ärztl. Sach- 
verst.-Ztg. 1936, 87, Münch. med. Wschr. 1938, 757 sowie auch Zbl. jurist. 
Praxis 53, 321, 1935) sich mit der Kindestötung und insbesondere mit der 
Frage ihrer strafrechtlichen Sonderstellung historisch wie de lege ferenda 
auseinandergesetzt hat, erscheint es gerechtfertigt, einen einschlägigen Fall 
mitzuteilen, der psychiatisch (wie wohl auch juristisch) ohne die Annahme 
jenes Sondertatbestandes zu beurteilen ist, wozu noch kommt, daß er — 
wegen des fraglichen Dämmerzustandes — ein gewisses psychopathologisches 
Interesse hat. Unser Fall weist übrigens die von G. als für die Persönlichkeit 
der Kindesmörderinnen bezeichnend herausgestellte Passivität in schöner 
Ausprägung auf. 

Wir verzichten auf die Wiedergabe des Akteninhaltes und der sonstigen 
Vorgeschichte, da — wie wir glauben — alles für das Verständnis Erforder- 
liche aus dem Gutachten selber hervorgeht. 


Das von uns zu erstattende Gutachten hat sich darüber zu äußern, ob bei 
Edith H. die Voraussetzungen der $$ 51,1 oder 2 StGB. oder 3 JGG. vorliegen. 


Bevor an die Beantwortung dieser Fragen herangegangen werden kann, 
muß versucht werden, die psychische Struktur dieser Jugendlichen, wie sie 
Sich nach der Vorgeschichte und als Ergebnis der in der hiesigen Anstalt — 
etwa 6 Wochen lang — durchgeführten Beobachtung darstellt, zu kenn- 
Zeichnen. 

Es handelt sich um eine — bei Begehung der Tat etwa 16%, z. Z. der Beob- 
achtung 17 Jahre alte — erblich wahrscheinlich etwas belastete Büroangestellte 
(Mutter leicht beschränkt, Großmutter mütterlicherseits Krampfanfälle), die 
Sich bei der körperlichen Untersuchung als an sich gesund, aber als vasolabil, 
Vegetativ stigmatisiert und leicht hyperthyreotisch erweist; der Körperbautyp 
ist infantil-asthenisch. Was nun das Psychische angeht, so stellen wir — aus 
8leich zu erörternden Gründen — das Charakterliche voran: die H. ist eine 
Jedenfalls deutlich psychopathische, um es zu präzisieren: empfindliche, geltungs- 
Süchtige, gemütlich wohl gering qualifizierte und vor allem pseudologische sowie 
ausgemacht haltlose und antriebsarme Jugendliche. Hierzu kommt nun eine 
Insgesamt unterdurchschnittliche Intelligenz; von einem eigentlichen Schwach- 
mm 


}) Aus der Brandenburgischen Landesanstalt Eberswalde (Direktor: 
Landesmedizinalrat Dr. Baumann). 
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sinn möchten wir nicht sprechen, da wir glauben, daß für die intellektuellen 
Minderleistungen weniger ein solcher als vielmehr die aufgeführten charakter- 
lichen Mängel verantwortlich zu machen sind, und wir möchten meinen, daß sich 
die Lehrer, die diesen Charakter sehr zutreffend beurteilt haben, bezüglich der 
intellektuellen Voraussetzungen haben täuschen lassen. Die aufgeführten 
charakterlichen Einzelzüge seien noch mit einigen wenigen Worten begründet: 
die geringe gemütliche Qualifikation z. B. ergibt sich eindeutig aus der Stellung 
zur Mutter, die durch ihre Tochter sicher ausgebeutet wurde, die Haltlosigkeit 
aus der leichten Beeinflußbarkeit gerade für ungünstige Einflüsse, der Antriebs- 
mangel aus den geringen schulischen und beruflichen Erfolgen bei doch schließ- 
lich ausreichenden intellektuellen Voraussetzungen usw. Die gekennzeichnete 
körperliche Veranlagung hat offenbar den Boden abgegeben für die sicher oft 
ausgemacht funktionellen Beschwerden, wie das ‚„nervöse‘‘ Magenleiden usw. 

Auf diese Psychopathie ist nun auch der Dämmerzustand zu beziehen, 
den die H. — wahrscheinlich — nach der Geburt durchgemacht hat. 

Hier muß aber vorerst noch mit einigen Worten auf die Verlogenheit der H. 
eingegangen werden. Daß sie gelogen bzw. zum Lügen geneigt hat, ist bereits 
ihren Lehrern aufgefallen, es ist auch von den durch die Fürsorgerin befragten 
Personen ihrer Umgebung bestätigt worden. Es unterliegt für uns keinem Zweifel, 
daß die H. z. B. die ganze Geschichte von der Vergewaltigung, die den Stempel 
äußerster Unwahrscheinlichkeit trägt, glatt, wenn auch — im Stile ihrer Asthenie 
— nicht ungeschickt erfunden?) hat (wie wir ihr auch nicht recht glauben, 
daß sie von der Schwangerschaft nichts gewußt, kein Erbrechen gehabt, keine 
Kindesbewegungen verspürt hat usw.). Sie hat sicher auch sonst geschwindelt, 
und das nicht nur da, wo es vielleicht nötig, sondern wohl auch da, wo es weniger 
nötig war. Wir verweisen dazu auf ihre sehr bezeichnende Angabe, sie sei in 
der Schule schlecht fortgekommen, weil sie selber „für Hitler‘ gewesen sei, 
die Lehrer aber „mehr links“; diese Äußerung stellt sicher eine Lüge dar und 
belegt zugleich die von uns oben mit angeführte Geltungssucht. 

Von den pseudologischen Tendenzen der H. mußte die Rede sein, da sich 
ja auch unsere Annahme eines Dämmerzustandes lediglich auf ihre eigenen 
Angaben stützt. Es erscheint uns nun nicht angängig, wegen der erwiesenen 
Verlogenheit — im Sinne des populären Wortes „Wer einmal lügt, dem glaubt 
man nicht“ — der H. auch da zu mißtrauen, wo ihre Angaben psychologisch 
möglich, wenn nicht gar wahrscheinlich erscheinen. Wenn sie nun eine Lücke in 
ihrer Erinnerung an den fraglichen Tag behauptet, so ist höchstens das Ende 
derselben etwas verdächtig, da es etwa mit dem Eintreten einer Zeugin zu- 
sammenfällt; hier könnte man sagen, sie habe nicht gewagt, da zu lügen, wo 
sie einwandfrei würde widerlegt werden können. Übrigens hat es bei Heran- 
ziehung der Aufzeichnungen des Krankenhauses, in denen die Angaben der H. 
und die ihrer Mutter ineinander verwoben sind, den Anschein, als würde auch 
ein erstes mit der Aufwartefrau geführtes Gespräch (noch im Badezimmer) 
nicht erinnert. Nicht verdächtig ist dagegen der Anfang der Lücke, der in eine 
Zeit ihres Alleinseins fällt. Die H. ist einerseits zu primitiv (von ihrer Unkenntnis 
über den Verlauf von Dämmerzuständen ganz zu schweigen), um sich — wenn 
sie schon überhaupt erfand — die Erfindung eines dann auch möglichst aus- 
giebigen und massiven Ausfalles entgehen zu lassen. Tatsächlich erinnert sie 
sich eines besonders heftigen — wahrscheinlich mit dem Durchtritt des Kinds- 
kopfes durch ihr Becken zusammenfallenden — Schmerzes, mit dem ihre Er- 
innerungen abschließen, recht genau, erinnert sie sich auch vorher ihrer all- 
mählich zunehmenden Schmerzen, der Blutungen usw. (bzw. später des Ab- 
ganges der Nachgeburt), was alles von einer nur simulierten bzw. erfundenen 


2) Die H. hatte uns angegeben, sie sei an einem späten Abend von einem ihr 
unbekannten Soldaten angesprochen und dann auf offener Straße und trotz 
ihrer angeblich energischen Gegenwehr (Kratzen usw.) vergewaltigt worden. 
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Erinnerungslücke bestimmt mit einbezogen worden wäre. Die ganze Erinnerungs- 
lücke ist also durchaus plausibel und spricht dafür, daß in der fraglichen Zeit 
ein Dämmerzustand vorgelegen hat. 

Da nun andere Ursachen für einen solchen (Epilepsie; Alkohol) nicht vor- 
liegen, bleibt nur übrig, ihn sich psychogen entstanden vorzustellen; dabei 
mögen die mit dem Vorgang der Geburt einhergehende Erregung und die Angst, 
weiter die Schmerzen sowie endlich der sicher erhebliche Blutverlust mit- 
gewirkt haben. Es muß auch hierbei wieder daran erinnert werden, daß es sich 
ja um eine infantile und unausgereifte, sicher auch schmerzintolerante Jugend- 
liche handelt. 

Die noch bestehende zweite Möglichkeit, daß die Erinnerung an die frag- 
lichen Vorgänge nachträglich ‚verdrängt‘ sein könnte, erscheint uns weniger 
wahrscheinlich; die H. hat immerhin offenbar bereits unmittelbar nach den 
fraglichen Ereignissen der Mutter gegenüber und dann — am nächsten Tage — 
im Krankenhaus gesagt, daß sie sich für die in Rede stehende Zeit an nichts 
erinnere. 

Ein letztes Argument dafür, daß das Bewußtsein der H. zur Zeit der Kindes- 
tötung herabgesetzt bzw. aufgehoben war, erblicken wir darin, daß die Tat mit 
einer nicht nur an sich ungewöhnlichen, sondern auch mit einer mit der ganzen 
sonstigen — ausgemacht asthenischen — Persönlichkeit der H. nicht recht zu 
vereinbarenden Brutalität ausgeführt wurde; wir erinnern daran, daß diese 
bereits dem Obduzenten der Kindesleiche Veranlassung gab, eine psychiatrische 
Begutachtung der Täterin zu empfehlen?). 

Dabei ist nur noch zu bemerken, daß der Vollzug an sich geordneter und 
sinnvoller Handlungen nicht gegen die Annahme eines Dämmerzustandes zu 
sprechen braucht. Freilich kann streitig sein, ob die fraglichen Handlungen 
wirklich als geordnet und sinnvoll anzusehen sind; es muß mindestens auf- 
fallen, daß das Verstecken der Kindesleiche in einem Speiseschrank nicht gerade 
zweckmäßig war und sehr bald entdeckt werden mußte. 


An dieser Stelle möchten wir nun — freilich den uns gesteckten Rahmen 


überschreitend — daran erinnern, daß es sich um ein Verbrechen gegen den 
$ 217 StGB. handelt, auf den sich auch die Strafanzeige stützt; den in dieser 
noch herangezogenen $ 367,1 StGB. — Beiseiteschaffung einer Leiche ohne 


Vorwissen der Behörde — können wir, da diese Übertretung ja sicher gleichfalls 
in den von uns angenommenen Dämmerzustand fällt, außer Betracht lassen. 


ü Dieser $ 217 räumt der Tötung des unehelichen Kindes durch die Mutter 
in oder gleich nach der Geburt eine gewisse Sonderstellung ein. Wir möchten — 
Ohne auf das Grundsätzliche der Sache einzugehen — einige Überlegungen der 
Frage widmen, ob die generell möglichen Gründe für die Annahme eines Sonder- 
tatbestandes im vorliegenden, durch uns zu beurteilenden Fall Geltung gehabt 
haben. Es handelt sich da vor allem um den sogenannten „Ehrennotstand‘“, 
um die wirtschaftliche Not sowie um die Ratlosigkeit (denn die noch geltend 
gemachte Veränderung des physiologischen Zustandes der Gebärenden kommt 
Ja auch bei ehelichen Müttern in Frage und kann somit den in Rede stehenden 
Sondertatbestand nicht rechtfertigen). Da ist nun zu sagen, daß Edith H. die 
verliebte Schwäche ihrer Mutter zu allen Zeiten und bei allen ihren Handlungen 
SO folgerichtig und so konsequent in Rechnung gestellt hat, daß sie auch bei 
der Geburt eines Kindes mit deren Nachsicht rechnen durfte; sie konnte weiter 


— 


3) Die Obduktion des getöteten Kindes ergab ‚eine Schädelzertrümmerung 
Schwerster Art und ausgedehnte Würge- und Kratzspuren im Gesicht, am Hals 
und an den Schultern, außerdem Verletzungen der tiefen Halsweichteile und 
Erstickungserscheinungen, die beweisen, daß das Kind von fremder Hand durch 
Zertrümmern des Schädels in irgendwelcher Form und gewaltsames Ersticken 
getötet ist“. 
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auf die wirtschaftliche Unterstützung der Mutter zählen, so daß sie auch dies- 
bezüglich Befürchtungen nicht zu haben brauchte. Man darf hier vielleicht auch 
noch anmerken, daß in den Kreisen, in denen die H. ihren Umgang hatte, die 
Geburt eines unehelichen Kindes durchaus kein so unerhörtes Ereignis darstellt, 
daß bei ihr Befürchtungen um ihre soziale Stellung (um die sie ja auch sonst 
nicht so besonders besorgt war) hätten auftreten können. Anders steht es mit 
der erwähnten ‚Ratlosigkeit‘‘. Wenn man einmal annimmt, die H. habe von 
ihrer Schwangerschaft wirklich nichts gewußt, so kann man sich denken, daß 
das hereinbrechende Ereignis bzw. Erlebnis sie in den Zustand der Ratlosigkeit 
versetzt hat; man könnte sich dann vorstellen, daß sie aus der sich ergebenden 
Situation kurzschlüssig und panisch einen Ausweg gesucht und in der Be- 
seitigung des Kindes gefunden hätte. 

Es sind das alles aber sozusagen nur Hilfsüberlegungen, die nicht einmal 
die Beantwortung der uns gestellten Fragen erleichtern, die aber gleichwohl 
angestellt werden mußten, da es sich ja nun einmal um ein Verbrechen gegen 
den geltenden $ 217 StGB. handelt‘). 

Die uns gestellten Fragen beantworten wir — das bisher Gesagte zusammen- 
fassend — wie folgt: 

Edith H. war zur Zeit der ihr zur Last gelegten bzw. nachgewiesenen Tötung 
ihres neugeborenen Kindes infolge einer zwar nicht mit Sicherheit nachzu- 
weisenden, aber weitgehend wahrscheinlichen, mindestens nicht zu wieder- 
legenden Bewußtseinsstörung unfähig, das Unerlaubte der Tat einzusehen; es 
sind damit die Voraussetzungen des $ 51, ı StGB. gegeben. Der $ 51, 2 kommt 
danach nicht mehr in Frage, ebensowenig der $3 JGG., da dieser die von uns an- 
genommene Bewußtseinsstörung nicht ‘vorsieht. 

Über die uns vorgelegten Fragen hinaus möchten wir noch bemerken, daß 
uns dringend angezeigt erscheint, die H. nach Abschluß des schwebenden Ver- 
fahrens bzw. nach der evtl. Strafverbüßung unter Schutzaufsicht zu stellen, 
wenn nicht gar — und sei es nur für die noch verbleibenden wenigen Jahre — 
in Fürsorgeerziehung zu bringen. Die Beschäftigung mit ihr hat ja gezeigt, 
daß man es mit einer haltlosen, verlogenen und wahrscheinlich auch sonst zur 
Asozialität neigenden Jugendlichen zu tun hat, die aber immerhin noch bildungs- 
und erziehungsfähig erscheint. Die rechtschaffene, aber ausgesprochen schwache 
Mutter ist offenbar durchaus nicht in der Lage, diese Tochter zu erziehen. 


4) Diese Überlegungen sind zudem insofern für den vorliegenden Fall 
gegenstandslos, als die angeführten Milderungsgründe ja nur in Frage kommen, 
wenn die Zurechnungsfähigkeit — was hier nicht zutrifft — bejaht wird. 
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Sprechsaal. 


Die Bedeutung der Psychologie in der forensischen Praxis. 
Rückblick und Ausblick. 


Von Dr. phil. Werner Dietrich in Leipzig. 


Anfang Juli 1938 fand in Bayreuth die 16. Tagung 
der deutschen Gesellschaft für Psychologie statt. Der 
überaus stark besuchte Kongreß war im ganzen aus- 
gerichtet auf Probleme der angewandten Psychologie, 
wie sie etwa in der Berufsberatung, bei der Heeres- 
psychologie und auf pädagogischem Gebiet auftauchen. 
Dagegen wurden Fragen der gerichtlichen Psychologie 
auf dieser Tagung, wie auch bei früheren Tagungen, 
kaum berührt. Es erscheint angebracht, diese keineswegs 
selbstverständliche Tatsache einmal ins Auge zu fassen 
und die Stellung der modernen Psychologie im Feld 
der praktischen Rechtspflege, insonderheit der gericht- 
lichen Praxis, zu überprüfen. 


Kein praktischer Jurist, am wenigsten der Strafrichter, wird sich der 
Erkenntnis verschließen, daß er zu einem guten Teil Psychologe sein muB. Er 
ist es, wenn er den Tatbestand aufzudecken versucht, wenn er die Motive der 
Tat abwägt und schließlich wenn er das Urteil fällt, das hinsichtlich der Ent- 
scheidung über die Strafhöhe nicht bloße Funktion einer objektiv bestimmten 
Tatschwere ist, sondern im Charakter des Schuldigen eine maßgebende Kom- 
ponente findet. Unter Umständen steht der Richter vor recht schwierigen 
psychologischen Aufgaben: er muß in der verhältnismäßig kurzen Zeit, die 
gemeinhin für die Bearbeitung des jeweiligen Falles zur Verfügung steht, ein- 
schneidende, oft geradezu schicksalbestimmende Entschlüsse fassen und sich 
neben den sachlichen auch die psychologischen Voraussetzungen dazu er- 
arbeiten. 

Nun sind nicht alle Fälle so verantwortungsschwer; sie erfordern keines- 
wegs immer subtile psychologische Arbeit. Beim rückfälligen Fahrraddieb, der 
den Diebsgewinn für Rennwetten verbraucht, beim internationalen Taschen- 
dieb, der zu wiederholten Malen auf der Messe ergriffen wird, sind Tatcharakter 
und Vergangenheit des Täters genügende psychologische Basis für eine Be- 
urteilung. Aber Io oder auch nur 5% der zur Verhandlung kommenden Fälle 
verlangen vom Richter feinstes psychologisches Können; wieder andere 10% 
stellen hohe Anforderungen an das vernehmungspsychologische Geschick und 
Wissen bei der Wahrheitsfindung. Sonach erscheint es keineswegs überspitzt, 
wenn festgestellt wird: die Aufgaben des Richters sind zu einem Teil die des 
praktischen Psychologen und sind als solche nicht selten sehr schwierig und 
von außerordentlicher Tragweite. 

Um so verwunderlicher mag es einem außenstehenden Betrachter er- 
scheinen, daß die Psychologie im Ausbildungsplan des juristischen Nach- 
wuchses kaum zur Geltung kommt. Soweit von hier übersehen werden kann, 
Sind an einigen Universitäten für Juristen ein paar psychologische Vorlesungen 
— mehr historischen Charakters — und Übungen angezeigt, die zu besuchen 
dem Studenten überdies freigestellt bleibt. Wer sich aus eigenem Antrieb, in 
Tichtiger Einschätzung der späteren Aufgaben, in die forensische Psychologie 
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einarbeiten will, findet nur wenige brauchbare Bücher. Und selbst dann, wenn 
er die richtigen gefunden hat, wird er sie ohne wesentlichen Gewinn durch- 
arbeiten; denn Psychologie kann man sich, zumal im Anfang, kaum erlesen. 
Man wächst in die Haltung des Psychologen hinein im lebendigen Austausch 
der Gedanken, durch praktische Arbeit, durch den Vortrag erfahrener Männer, 
der vor allem dazu anleitet, psychologische Phänomene überhaupt erst einmal 
zu sehen. 

Auch in der Rechtspraxis findet die Psychologie als Hilfswissenschaft 
nur wenig Wirkraum. Sie trägt nicht viel mehr bei als ein paar Schrift- und 
einige psychologische Gutachten; ab und zu wird ein Sachverständiger im 
Zusammenhang mit Kinderaussagen befragt. Man sieht: die Brücken zwischen 
beiden Wissenschaften sind schmal, und wenige sind es. 


Dabei ist nicht zu verkennen, daß von seiten der Psychologie jederzeit 
lebhaftes Interesse für die psychologischen Probleme der forensischen Praxis 
bestanden hat. Zur Zeit ist es allerdings ziemlich still geworden um diesen 
Aufgabenkreis. Das erklärt sich nicht allein daraus, daß der angewandten 
Psychologie eine Anzahl vordringlicher Aufgaben — Charakterologie, Heeres- 
psychologie u. a. — erwachsen sind. Es muß hierbei auch die geringe Resonanz 
von seiten der Rechtspraxis in Rechnung gestellt werden. Es scheint nicht so, 
als rührte diese indifferente Haltung daher, daß der Richter im allgemeinen 
eine psychologische Fundierung seiner Arbeit für überflüssig erachtete. Die 
Methoden der Beweisführung z. B. gelten keineswegs als vollkommen. Und 
viele ältere Praktiker wünschen, von ihrer Erfahrung beraten, daß die junge 
Juristengeneration psychologisch gründlicher geschult zur praktischen Arbeit 
kommt, als es ihnen möglich war. 

Der Widerspruch, der hier zwischen Bedürfnissen und Maßnahmen zu 
ihrer Befriedigung besteht, mag sich auf das geringe Vertrauen gründen, das 
der Jurist anscheinend in die psychologische Wissenschaft setzt. Für viele 
Juristen hat die Psychologie den Charakter einer „Wissenschaft vom grünen 
Tisch‘. Und so kommt es zu der resignierten Feststellung: mangels besserer 
Lehrer ist die Praxis für den jungen Juristen der beste Psychologie-Lehrmeister. 

So bedauerlich diese Einstellung sein mag und so vieles man auch sachlich 
gegen sie vorbringen könnte — sie ist gar nicht so unverständlich, wenn man 
die wenig glückliche Geschichte der forensischen Psychologie überblickt. 


Um die Jahrhundertwende bemächtigte sich die experimentelle Psycho- 
logie mit schnellen, entschlossenen Griffen der forensischen Praxis als Arbeits- 
feld. Man versprach viel, man brachte in verhältnismäßiger Kürze zahlreiche 
Ergebnisse an die Öffentlichkeit, die auf den ersten Blick bestachen und ver- 
blüfften, die aber im Grunde nur wenig in die Tiefe drangen. Der Richter 
gelangte durch diese Ergebnisse zu einigen Kenntnissen (über Beobachtungs- 
fähigkeit, Gedächtnis, Ablenkbarkeit, Affektwirkung, über die unterschied- 
liche Suggestivkraft der verschiedenen Frageformen); sie wiesen ihm aber 
keineswegs den Weg zum psychologischen Beobachten und Denken, machten 
ausihm keinen Psychologen. Als diese Psychologie in völliger Verkennung ihrer 
Aufgaben und ihrer Grenzen so etwas wie eine Psychologisierung der Rechts- 
praxis versuchte, im gewissen Sinne jeden Verhandlungssaal in einen psycho- 
logischen Experimentierraum zu verwandeln trachtete (experimentelle Unter- 
suchung jedes Zeugen auf seine Zeugenqualitäten; die Reizwortmethode als 
Untersuchungsmaßnahme; experimentelle Aufnahme der Atmungssymptome 
usw.), wandten sich die Juristen ziemlich schnell von dieser Art Psychologie ab. 
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Schließlich ließen sich Praktiker vernehmen, die manche der eben gefundenen 
Ergebnisse als falsch angriffen. So lautete ein psychologischer Ergebnissatz: 
bei der Zeugenbefragung erbringt der Bericht wertvollere Aufschlüsse als das 
Verhör; die Praktiker erwiderten, daß unter Umständen das Gegenteil gilt. 
Die Psychologie bot das Ergebnis, daß Suggestivfragen gänzlich abzulehnen 
sind. Die Praktiker stellten demgegenüber fest, daß Suggestivfragen unter 
bestimmten gar nicht so selten sich bietenden Umständen durchaus am Platze 
sind. So wurde auch noch der Wert der Ergebnisse erschüttert. Ein Teil der 
nicht unwichtigen Einzelergebnisse, zu denen die Arbeiten jener Zeit führten, 
sind in die Praxis übernommen worden. Aber eine an sich notwendige nach- 
haltige psychologische Ausrichtung der Rechtspraxis war mißlungen; man 
war zu sehr an der Oberfläche geblieben und hatte überdies nur einige Seiten 
des Problems erfaßt. 

Auch ein anderes Forschungsgebiet psychologischer Färbung, die Krimi- 
nalstatistik, konnte auf die Dauer nur wenig Interesse für sich gewinnen. Man 
fand ihre Ergebnisse vielleicht interessant und wissenschaftlich wertvoll (Krimi- 
nalität und Getreidepreise, Verbrechen und Wochentag, Verbrechen und 
Jahreszeit u. a.). Für die Praxis erwiesen sie sich im ganzen als belanglos. 

Lombroso hat es verstanden, seine Beiträge zur Kriminalpsychologie eine 
Zeitlang in den Vordergrund des wissenschaftlichen Interesses zu rücken. 
Er stützte sich auf eine Fülle anthropologischer Beobachtungen und anthropo- 
metrischer Befunde. Das fragwürdige Kernstück seiner Forschungen war eine 
unzulänglich begründete, am Wesen seiner Aufgabe völlig vorbeitreffende 
Zeichendeuterei und eine Reihe von abwegigen Folgerungen. Lombrosos Er- 
gebnisse sind von sehr geringem objektiven Wert; seine Bedeutung liegt allein 
in der Anregung, die er der Wissenschaft in mancher Hinsicht gab. Sein Ein- 
fluß auf die Rechtspraxis hielt nur kurze Zeit an, und bald verfiel sein Werk 
mit Recht einer schroffen Ablehnung. 


Die Arbeiten von Hans Groß sind heute noch unvergessen und für jeden 
angehenden Juristen mit Gewinn zu lesen. Sie enthalten viel psychologisch 
Wertvolles. Aber gerade an diesem Beispiel erkennt man die Unzulänglichkeit 
des bestehenden Zustandes. Besonders das Werk „‚Kriminalpsychologie“, das 
ohne zweckmäßige Systematik und ohne soliden psychologischen Unterbau 
eine Riesenfülle von Material bietet, bleibt so etwas wie ungenutztes Kapital. 
Reichen Ertrag erbrächte es erst, wenn dieser Stoff, psychologisch beleuchtet 
und geläutert, planmäßig an den Studierenden herangetragen werden könnte. 


Die Psychologie, im ganzen gesehen, ist seit jenen stürmischen Jahren um 
die Jahrhundertwende in ihrer Entwicklung ein großes Stück vorwärts ge- 
kommen. Damals bewegte man sich in den Bahnen der Assoziationspsycholo- 
Sie, und man war noch weithin in der Elementenpsychologie befangen. Man 
Sprach vom „Seelenmosaik‘“ und versuchte immer wieder, im psychischen 
Geschehen ein Analogon zu physikalischen Abläufen zu sehen. Nach und nach 
brach die Erkenntnis durch, daß Seelisches nicht aus Elementen zusammen- 
setzbar gedacht werden kann. Die Ganzheitspsychologie gewann an Boden. 

an wandte sich bis zu einem gewissen Grade von Aufgaben der praktischen 
Psychologie ab, überprüfte und vertiefte die neuen Ergebnisse und wagte sich 
allmählich mit dieser festen, geläuterten Basis wieder an praktische Aufgaben 
Auf diesem tragfähigen Unterbau entwickelte sich die Charakterologie, 
die Eignungspsychologie (Berufsberatung, Industriepsychologie und die immer 
weiter sich ausbauende Heerespsychologie), die Typologie; auch die junge 
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Rassenpsychologie, die methodisch besonders schwer zugänglich ist, wächst 
langsam heran. 

Die moderne forensische Psychologie kommt mit einer gegen früher ge- 
änderten Einstellung zur Rechtswissenschaft. Sie will keineswegs wieder alles 
überflutend einbrechen in den organisch entwickelten und geordneten Gang 
der Rechtspflege, sie will lediglich mit den ihr zu Gebote stehenden Mitteln 
die zahlreichen psychologischen Situationen, vor welche die forensische Praxis 
gestellt wird, klären helfen, als Dienerin am Recht und ihrer Grenzen bewußt. 
Ihre Hauptaufgabe sieht sie dort, wo sie auch der verständnisvolle Jurist sieht: 
in der psycholögischen Ausbildung des juristischen Nachwuchses. Bei dieser 
Ausbildung handelt es sich nicht darum, dem Studenten möglichst viel Einzel- 
wissen mitzugeben, vielmehr gilt es, seinen psychologischen Blick zu schulen, 
sein psychologisches Denken anzuregen und zu ordnen. Der Jurist braucht 
mehr als eine unkontrollierte Ahnung vom Wesen des menschlichen Charak- 
ters und seines Ausdruckes. Er muß von Anfang an als Vernehmender die 
Fähigkeit besitzen, sich in psychologische Sachverhalte einzufühlen. Die Er- 
fahrung lehrt, daß dies keineswegs eine allgemeine Begabung ist; sie lehrt aber 
auch, daß die meisten Menschen eine mehr oder weniger ausbaufähige Anlage 
dafür besitzen. 

Der sehr häufige Einwand, es stünde so wenig Zeit zur Verfügung für diese 
Dinge, hat einiges Gewicht, wenn er vom praktischen Juristen kommt. Im 
Hinblick auf den Rechtsstudenten wird der Einwand dagegen hinfällig, wenn 
man die Bedeutung der Psychologie für den Juristen gerecht würdigt und die 
Folgerungen daraus zieht. 

Ohne Zweifel ist die Praxis ein tüchtiger und unersetzlicher Lehrmeister. 
Aber diese Lehrzeit erbringt nicht vom ersten Tag an Früchte. Mancher Prak- 
tiker kann berichten, wie lange es dauerte, bis er z. B. die Bedeutung der Situ- 
ationsfragen oder das psychologische Gewicht der Vorgangszufälligkeiten in 
existenzstreitigen Vorgängen erkannt und vor allem methodisch auszuwerten 
gelernt hat. Und wie groß kann die Ertragsspanne zwischen einer ungeeigneten 
und einer methodisch vollkommenen Vernehmung sein! Manch anderer, der 
sein Erfahrungswissen erweitern oder ordnen wollte, fand keinen befriedi- 
genden Weg durch die psychologische Fachliteratur, weil er nie an sie heran- 
geführt worden war. Hier liegen die Aufgaben der forensischen Psychologie 
offensichtlich. 

Einen ganz schwerwiegenden Fehler muß diese Psychologie unbedingt 
vermeiden: sie darf zu den Juristen nicht mit fertigen Ergebnissen kommen, 
deren Grundlagen nicht in der Rechtspraxis selbst liegen. Die Erfahrungen der 
Praktiker müssen das Ausgangsmaterial jeder forensischen Psychologie sein. 

In der Erkenntnis, daß die heutigen Methoden der Wahrheitserforschung 
noch unzulänglich sind und einer Verbesserung bedürfen, hat man juristischer- 
seits den Weg zur Psychologie gefunden, um mit ihrer Hilfe den bestehenden 
Mängeln abzuhelfen. So geschah es zunächst von Kiesel, später von Leonhardt, 
die beide die Gefühlsäußerungen in den Dienst der Wahrheitserforschung zu 
stellen versuchten. Die außerordentlichen Schwierigkeiten, die sich dieser Auf- 
gabe in den Weg stellten, hat Kiesel für unüberwindlich angesehen, währen 
Leonhardt meint, daß sie durch bestimmte von ihm erarbeitete oder vertiefte 
Deutungsmethoden zu meistern seien. Das ist nicht nur im Prinzip richtig; die 
psychologische Beweisführung und Beweiswürdigung hat, wie eine Reihe vo? 
Ernstversuchen erweisen, durchaus praktische Bedeutung, zumal wenn 8°- 
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gebenenfalls charakterologische Methoden mit herangezogen werden. Aller- 
dings finden sich neben den zahlreichen Aufsätzen von Leonhardt nur wenige 
zweckdienliche Ansätze. Aber es ließe sich wohl mancher Richter und mancher 
Staatsanwalt dazu bewegen, seine Erfahrungen mitzuteilen in dem Bewußt- 
sein, daß seine Aufzeichnungen nicht unter der Flut der Veröffentlichungen 
verschüttet würden, sondern mit Sicherheit dem juristischen Nachwuchs 
zugute kämen. 

Es scheint, als ob jetzt die inneren und wohl auch äußeren Voraussetzun- 
gen gegeben seien, um die Rechtswissenschaft und die Psychologie zueinander 
zu führen; für beide wäre beträchtlicher Gewinn zu erwarten. Zur Zeit ist 
die „Psychologie als juristische Hilfswissenschaft‘‘ nicht viel mehr als ein 
Wunschbild, wie der Blick in die Praxis lehrt. So braucht es nicht zu bleiben. 
Es wird viel mühsame Arbeit nötig sein, um zu breiten und gediegenen Er- 
folgen zu gelangen. Das Ziel ist jedoch des zähen, ernsthaften Einsatzes wert. 


Zum Begriff des Psychopathen. 
I. 


Bemerkungen zu dem gleichnamigen Aufsatz von Professor 
Dr. E. Mezger. 


Von Prof. Dr. med. K. Beringer, Universitätsnervenklinik in Freiburg Br. 


Mezger spricht sich am Schluß seiner Abhandlung in Heft 4 dieser Monats- 
schrift 1939 Seite 192 dafür aus, daß man die Anwendbarkeit des $ 51 StGB. 
auf Psychopathen nicht unter allen Umständen verneinen dürfe. Zwar werde 
der $ 5r Abs. ı StGB. wohl nur in ganz seltenen und besonders gelagerten 
Fällen in Betracht kommen. Dagegen bleibt $ 5ı Abs. 2 StGB. (verminderte 
Zurechnungsfähigkeit) sehr wohl in nicht so ganz seltenen Fällen erwägens- 
wert. „Dabei liegt freilich nicht so viel an der damit eröffneten Kann-Milderung, 
gegenüber der Strafe als an der gleichzeitig und nur auf dem Umweg über 
den $ 51 Abs. 2 StGB. gegebenen Möglichkeit der Unterbringung in einer Heil- 
oder Pflegeanstalt nach $ 42 StGB. Damit dieser Weg, wo er zu sachgemäßen 
Ergebnissen nötig ist, nicht verschlossen werde, sollte man die Psychopathen 
nicht grundsätzlich aus $ 51 StGB. ausschließen.‘ 

Ohne Zweifel gewinnt in diesem letzten Satz die verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit die Bedeutung eines Mittels zum Zweck. Diese Auffassung ist 
vom Standpunkt der Kriminalpolitik verständlich. Es kommen gar nicht 
Selten Psychopathen erstmals vor die Schranken des Gerichts, die ausge- 
Sprochene Gemeinschaftsgefährder sind und deren Sicherungsverwahrung 
Infolge ihrer eindeutigen kriminellen Gesinnung durchaus wünschenswert ist. 

s lag nur an äußeren Umständen, an Zufälligkeiten, vielleicht an ihrer 
Schlauheit und Gerissenheit, daß sie bisher mit dem Gericht nicht in Berührung 
amen, obwohl sie schon seit Jahren die Gemeinschaft schädigten, also eine 
aktuelle Gefahr für die öffentliche Sicherheit darstellen. Entsprechend den 
In ihrer Wesensart liegenden kriminogenen Tendenzen bleiben sie auch für 
en a gemeingefährlich. Ihre sozial-kriminologische Prognose bleibt 
Chlecht. 
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Ihre Sicherungsverwahrung nach $ 42e RStGB. kann aber nicht an- 
geordnet werden, weil sie im Sinne des $ 20 a nicht als gefährliche Gewohnheits- 
verbrecher gelten. Wird nun ein solcher Rechtsbrecher für zurechnungsfähig 
erklärt, so bieten sich, trotz sachlicher Notwendigkeit, keine gesetz- 
lichen Handhaben für die Anordnung einer Sicherungsver- 
wahrung. Hier besteht also eine Lücke. 

Ermöglicht aber wird die Überbrückung dieser Lücke durch die Annahme 
einer verminderten Zurechnungsfähigkeit nach $ 51 Abs. 2 RStGB., denn 
nun kann die Verwahrungsfrage unter Bezug auf $ 42b RStGB. gestellt 
und bejaht werden. 

Das führt zu dem scheinbaren Paradox, daß nun, wie mich eigene Er- 
fahrung lehrt, das Gericht für die Zubilligung einer verminderten Zurechnungs- 
fähigkeit ist, ja eine solche wünscht, während der Sachverständige mangels 
Vorliegen der im $ 51 RStGB. geforderten psychologischen Voraussetzungen 
sie ablehnt. Mit dem Erfolg, daß das Gericht andernorts neue Gutachten 
einholt, in der Hoffnung, daß diese, in der Formulierung Mezgers, „zu sach- 
gemäßen Ergebnissen führen“. 

Für den ärztlichen Sachverständigen spitzt sich die Frage zwangsläufig 
darauf zu, sich zu entscheiden, ob es seine Aufgabe ist, in solchen Fällen dem 
kriminalpolitisch berechtigten Bedürfnis des Gerichtes nach Ermöglichung 
des Umwegs über die v. Z. entgegen zu kommen. Das würde also bedeuten, 
daß bei den psychiatrischen Erwägungen der Zurechnungsfrage eine Ver- 
quickung stattfände zwischen der Analyse der seelischen Verfassung des 
Täters z. Z. der Tat ($51) einerseits, mit den aus der sozialen Prognose des 
Täters sich ergebenden Folgerungen für die öffentliche Sicherheit andererseits. 


Bei der Aussprache über psychiatrische Erfahrungen mit den §§ 42 b und c 
RStGB. in der Sitzung des Ausschusses für praktische Psychiatrie im Rahmen 
der 4. Jahresversammlung der Gesellschaft Deutscher Neurologen und Psych- 
iater in Köln, 1938, wurde vereinzelt diese Auffassung vertreten. 

Ich halte diese Vermengung für gefährlich und falsch. 
Praktisch kommt sie auf den Sachverhalt hinaus, daß eben trotz nicht aus- 
reichender psychologischer Indizien für eine verminderte Zurechnungs- 
fähigkeit diese dennoch bei entsprechender kriminogener Gesinnung des zu 
Begutachtenden bejaht wird. 

Die Aufgabe des Sachverständigen ist aber, wie der Wortlaut des $ 51 
RStGB. klar besagt, sich ein Urteil über den Geisteszustand zur Zeit der 
Tat zu bilden. Selbstverständlich muß er sich zunächst ein allgemeines Bild 
von der Persönlichkeit des Rechtsbrechers verschaffen. Von der Art und dem 
Ausmaß der auf dem Gebiete des Willens-, Trieb-, Gefühls- und Affektlebens 
liegenden Abweichungen von einem aus der Erfahrung gewonnenen (und 
nicht zu eng gefaßten!) Durchschnitt. Es wird sich dabei die Tragweite 
der Auswirkungen vorhandener Charaktereigenschaften und Verhaltens- 
weisen auf die Lebensformung und die verschiedensten Lebensbeziehungen 
erhellen. Und endlich wird dann die Frage zu beantworten sein, ob über- 
haupt und bejahendenfalls in welchem Ausmaß gerade diese besonderen 
Wesenseigentümlichkeiten, die zum Psychopathen stempeln, motivisch am 
Zustandekommen der Tat wesentlich beteiligt sind. 

Zur Bejahung einer verminderten Zurechnungsfähigkeit muß wahr- 
scheinlich gemacht werden können, daß sie das Gewicht einer krankhaften 
Störung der Geistestätigkeit gewinnen oder vorübergehend gewonnen haben, 
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durch welche die entscheidenden Fähigkeiten zur Zeit der Tat glaubhaft 
„in beträchtlichem Ausmaß und Grad‘ (Erläuterungen zum Gesetz 
gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher von Schäfer, Wagner und Schaf- 
heutle) vermindert sind. Die verminderte Zurechnungsfähigkeit bei psycho- 
pathischen Rechtsbrechern wird (im Gegensatz etwa zur Unzurechnungs- 
fähigkeit bei Schizophrenen) kaum je habituell sein, sondern fast immer nur 
vorübergehend bei ganz bestimmten psychischen Konstellationen (etwa be- 
sonderer Affektlage; Alkoholbeteiligung, endogene Verstimmung). 


Kommt der Gutachter zur Anerkennung der verminderten Zurechnungs- 
fähigkeit, so hat er, aber erst dann, in einer zweiten Überprüfung auf Grund 
des erarbeiteten Persönlichkeitsbildes sich über die Frage der Gefährlichkeit 
für die öffentliche Sicherheit zu äußern. 

Steht aber ein abnorm reizbarer, gemütskalter Psychopath, der sich 
schon zahlreiche Affekt- und Roheitshandlungen zuschulden kommen ließ, 
wegen einer Betrügerei vor Gericht, so hat diese Tat mit seiner psychopathi- 
schen Wesensartung nichts zu tun. Eine verminderte Zurechnungsfähigkeit 
liegt nicht vor, obwohl eine Sicherung wegen seines auch für die Zukunft 
wieder zu erwartenden gemeinschaftsschädigenden Verhaltens, das ihn zu 
einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit macht, an sich wünschenswert 
wäre. 

Es ist nun aber nicht Aufgabe des Sachverständigen, durch willfährige 
Auslegungsbereitschaft diese Lücke zu bemänteln. Die Rechtspflege hat 
ihre Normen und Gesetze von den gegebenen Notwendigkeiten 
aus zu machen. 

Die sonst sich einstellende Vermischung von rein analysierender und zweck- 
gerichteter Betrachtung würde sich schließlich gegen die Rechtspflege selbst 
wenden. Sie würde zu einer erheblichen Ausdehnung der verminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit führen. Das hätte aber eine Schrumpfung gerade der 
Ansprüche zur Folge, die der Staat an das Verantwortungsbe- 
wußtsein und die Rechenschaftsablegung für das eigene Tun bei 
jedem Volksgenossen stellt. Ich erinnere daran, was E. Schäfer in der 
Schuldlehre (Das kommende deutsche Strafrecht, Allgemeiner Teil, Bericht über 
die Arbeit der amtlichen Strafrechtskommission, 1934) ausführt: ‚Auf diese 
Gruppe, zu der insbesondere die Masse der Psychopathen gehört, trifft das 
vorstehend Ausgeführte in vollem Umfange zu. Von ihnen verlangt die Rechts- 
ordnung, weil sie als Glied der Volksgemeinschaft ständig nicht einmal den 
Durchschnittsanforderungen genügen, mit Recht einen stärkeren Widerstand 
gegen die verbrecherische Neigung, entsprechend der allgemeinen Norm: 
„Du sollst, denn du kannst“. Für sie ist kein allgemeiner Milderungsgrund 
angebracht, weder ein obligatorischer, noch ein fakultativer.‘“ 

Und weiterhin besteht bei einer Ausdehnung der verminderten Zu- 
rechnungsfähigkeit „zum Zwecke sachgemäßer Ergebnisse“ die Gefahr, daß 
in naheliegender aber ungerechtfertigter Vereinfachung schon aus der Tat- 
sache etwa einer Rückfallskriminalität auch schon eine Psychopathie dia- 
&nostiziert und verminderte Zurechnungsfähigkeit bejaht wird. 

Damit verlöre aber dann das Wort Psychopathie, gegen dessen Ver- 
wässerung und Ausdehnung z. B. P. Schröder mit Recht ankämpft, noch mehr 
an Wert und begrifflichem Inhalt. Und die v. Z. würde allmählich zu einem 
fast obligatorischen Anhängsel für jeden Rechtsbrecher, der einige auffällige 
Wesenszüge zeigt. 


Mschr. f. Kriminalbiologie. 1939. H. 7. 2I 
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Das muß natürlich nicht so sein, aber die Entwicklung nach dieser Seite 
droht. Gesichtspunktsmäßig ist eine reinliche Scheidung zwischen Beant- 
wortung der Zurechnungs- und der Sicherungsfrage nötig. Nicht irgendeinem 
blassen Formalismus zuliebe, sondern aus den oben angeführten, lebensnahen 
Gründen. Wünschenswert ist es, daß für gemeingefährliche Rechtsbrecher, auf 
welche die Voraussetzungen des $ 42e RStGB. nicht zutreffen, eine Siche- 
rungsverwahrung ohne den Umweg über die v.Z. geschaffen wird. Dies 
würde auch zu der dringend nötigen Entlastung der Anstalten von asozialen 
Psychopathen führen. Ich verweise auf das Referat von W. Creutz in der 
Allgem. Ztschr. f. Psych. Bd. ııı. 


IE 


Erwiderung 


von Prof. Edmund Mezger. 


Es ist zu begrüßen, daß die Fragen der Anwendung des $ 51r Abs. 2 StGB. 
auf Psychopathen im Vorstehenden von kompetenter psychiatrischer Seite 
eine weitere Beleuchtung erfahren. Bei allem Unterschied im Ausgangspunkt, 
der zwischen juristischer Zweckbetrachtung und psychiatrischer Seinsbetrach- 
tung besteht — ein Unterschied, den wir im Interesse der Klarheit in keiner 
Weise verwischen wollen —, glaube ich mich in den praktischen Folgerungen 
nicht so sehr von dem zu entfernen, was Beringer will. Ich nehme gerne die 
Gelegenheit wahr, meine Stellung zu diesen praktischen Gesichtspunkten 
nochmals zu präzisieren: 

I. Wo im Einzelfall die Voraussetzungen der Sicherungsverwahrung 
nach $$ 20a, 42e StGB. vorliegen, da wird in aller Regel diese am Platze sein 
(sofern sich nicht Kombinationen nach $ 42n StGB. empfehlen) — auch beim 
vermindert zurechnungsfähigen Psychopathen. Ich habe mich (trotz des schein- 
baren, aber eben nur scheinbaren Widerspruchs) von Anfang an dafür ein- 
gesetzt, daß die Anwendbarkeit der $$ 51 Abs. 2, 42b StGB. die Anwendung 
der $$ 20a, 42e StGB. nicht ausschließen soll und empfinde es mit Genug- 
tuung, daß die Rechtsprechung diesem Standpunkt inzwischen in E. 69, 129; 
70, 127, 129 und neuerdings wieder in E. 72, 326 gefolgt ist (so zunächst 
DeutStrafr. 1934 S. 152 und jetzt mein Grundriß 1938 S. 144, 150). Es wäre in der 
Tat unerträglich, daß der gefährliche Gewohnheitsverbrecher deshalb von 
der Sicherungsverwahrung ausgeschlossen sein sollte, weil er (wenn auch ver- 
mindert zurechnungsfähiger) „Psychopath“ ist. 

2. Wo es sich im Einzelfall nur um eine augenblickliche, d. h. nur „zur 
Zeit der Tat“ vorhandene verminderte Zurechnungsfähigkeit handelt, da denke 
ich selbstverständlich nicht daran, aus „Zweckmäßigkeitsgründen“ den $ 42b 
StGB. anzuwenden. Ein solches Sacrificium intellectus gegenüber einer ob- 
jektiven psychologischen Analyse mute ich weder dem Psychiater zu, noch 
gedenke ich es selbst zu begehen. Nur möchte ich glauben, daß nicht so selten 
„zur Zeit der Tat“ eine (früher verkannte) „habituelle‘‘ Anlage manifest 
wird, deren Weiterbestehen auch über jenen Zeitpunkt hinaus erweislich ist. 
Ich bin aber der letzte, der eine solche Feststellung ohne die sachlich er- 
fahrene Mitwirkung des Psychiaters empfehlen möchte. 


3. Wo aber wirklich eine solche „habituelle“ Anlage und die übrigen 
Voraussetzungen des $ 42b StGB. beim vermindert zurechnungsfähigen Psy- 
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chopathen vorliegen, da bin ich allerdings nach wie vor der Meinung, daß wir 
den notwendigen Weg über $$ 51 Abs. 2, 42b StGB., wo er im Gemeinschafts- 
interesse geboten ist, nicht scheuen sollen. 


Ich gebe Beringer gerne zu, daß es unter Umständen miBlich ist, dem Täter 
dabei die „verminderte Zurechnungsfähigkeit“ zu testieren, selbst wenn von 
der „Kann-Milderung“ des $ 51 Abs. 2 StGB. kein Gebrauch gemacht wird. Ich 
habe stets den Standpunkt vertreten, daß oft gerade bei Psychopathen eine 
nachdrückliche Bestrafung geboten und angezeigt ist. Ja ich habe schon 
früher eine wahllose obligatorische Milderung geradezu als „katastrophal“ be- 
zeichnet (Kriminalpolitik 1934 S. 55/56 und DeutStrafr. 1934 S. 133). Daran 
halte ich unverändert fest. Über das jeweils Richtige muß der Einzelfall ent- 
Scheiden. 

Beringer beruft sich in diesem Zusammenhang auf die Äußerung von Ernst 
Schaefer, Das kommende deutsche Strafrecht. Allgemeiner Teil (1934) S. 41, 
und das dort ausgesprochene: ‚‚Du sollst, denn du kannst!“ Insoweit ist eine 
Berichtigung geboten. Beringer zitiert die 1. Aufl. (1934) des Berichts. In- 
zwischen ist aber die 2. Aufl. (1935) erschienen, die die Ergebnisse der 2. Le- 
sung des Entwurfs S. 67/68 mit verwertet. Bei dieser 2. Lesung war es — wenn 
ich mich recht erinnere, die einmütige — Ansicht der Kommission, daß der 
„‚kategorische‘ Standpunkt der r. Lesung ein Irrtum war. Es geht, will man 
die „objektive psychologische Analyse‘ nicht verfälschen, nicht an, zu sagen: 
»Du kannst!“ — wenn jene Analyse im Einzelfall ergibt, daß der Angeredete 
eben nicht „kann“. Gerade der naturwissenschaftlich denkende Psychiater 
wird, möchte ich annehmen, dieses Bestreben billigen, keine willkürlichen Kon- 
Struktionen an die Stelle der Wirklichkeit zu setzen. 


4. Auch in einem weiteren Punkte kann ich Beringer durchaus beitreten. 
Er fürchtet, wie alle Psychiater, den Zustrom von Kriminellen aus $ 42b 
StGB. in die Heil- und Pflegeanstalten. Hier teile ich in vollem Umfang 
den Standpunkt des Psychiaters. In DeutStrafr. 1934 S. 149 habe ich 
wörtlich gesagt: „Es ist kein Zweifel: die Heil- und Pflegeanstalt ist grund- 
Sätzlich nicht der richtige Ort zur Verwahrung der chronisch kriminellen ( !) 
B sychopathen. Ihr Aufenthalt dort diskreditiert diese Anstalten und ist ein 
nrecht gegenüber den nichtkriminellen Kranken.‘ Ja ich gehe ohne Bedenken 
einen Schritt weiter: wer als zurechnungsunfähig oder vermindert zurechnungs- 
fähig durch Richterspruch nach $ 42b StGB. in die Heil- oder Pflege- 
anstalt eingewiesen ist, gehört nicht in eine Heil- oder Pflegeanstalt, die für 
andere Kranke bestimmt ist. Oder mit andern Worten: ohne Rücksicht auf 
die Kostenfrage bleibt die Einrichtung besonderer Heilanstalten für die 
Nach $ 42b StGB. Eingewiesenen das unverrückbare Ziel. 

. 5. Die Ausführungen von Beringer gehen, wenn ich recht sehe, darauf 
hinaus: daß es möglich sein soll, bestimmte Persönlichkeiten, die heil- oder 
Dflegebedürftig sind?) und bei denen die formellen Voraussetzungen der Siche- 
"ungsverwahrung ($$ 20a, 42e StGB.) nicht vorliegen, in eine Anstalt irgend- 
Welcher Art einzuweisen, ohne daß man den Umweg über die ‚verminderte 
“urechnungsfähigkeit“ ($ 51 Abs. 2 StGB.) gehen müßte. Darüber läßt sich 


1) Diese Einschränkung ist nötig. Denn die Sicherungsverwahrung des 
“ur Kriminellen ist, in bewußter Absicht gegen mißbräuchliche Ausdehnung, 
Er Er formellen Voraussetzungen der $$ 20a, 42e StGB. abhängig ge- 

acht. 
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reden. Aber das ist eine legislatorische Frage, nach geltendem deutschen 
Strafrecht ist dies (darüber besteht kein Streit) nicht möglich. Meine Äußerung 
in MonKrimBiol. XXX, 192 aber hatte das geltende deutsche Strafrecht im 
Auge; die legislatorische Frage stand dort nicht zur Erörterung. 


Neue Entwicklungen im englischen Strafvollzug. 


Bemerkungen zu den Jahresberichten 1934—1937 der englischen 
Strafvollzugsbehörde (Schluß)*). 


Von Dr. jur. Werner Gentz in Berlin. 


VIII. Der Strafvollzug an jungen Gefangenen. Die Borstal- 
anstalten. 


Am reinsten kommen die Reformideen der englischen Strafvollzugs- 
verwaltung in der Ausgestaltung und Weiterentwicklung des Jugendstraf- 
vollzuges, der Borstalhaft, zum Ausdruck. Was sie hier im Laufe eines 
Menschenalters geschaffen hat, ist schlechthin mustergültig. Im grundsätz- 
lichen und einzelnen kann bis zum Jahre 1935/36 hierfür auf die Arbeiten von 
Sieverts und Quentin verwiesen werden, die, einem umfassenden Studium der 
einschlägigen englischen Literatur entspringend, auch auf unmittelbarer per- 
sönlicher Erfahrung an Ort und Stelle aufbauen®”). Im folgenden soll vor 
allem über die Weiterentwicklung des Borstalsystems seit 1936 berichtet 
werden: 

Im Jahre 1910 begann man den Borstalstrafvollzug mit 489 Jugendlichen 
in 4 Anstalten. Der Report 1937 zählt 9 Anstalten, darunter eine für Mädchen, 
mit rund 2000 Insassen. Als neue Anstalten entstanden in kurzer Folge 
von Jahren Portland, Nottingham, Camp Hill, Lowdham Grange und North 
Sea Camp®®); die letzteren beiden durchaus als sog. „offene Anstalten‘“®?). 

Durch diese Vermehrung der Anstalten wurde es möglich, die einzelnen 
so zu differenzieren und je für eine bestimmte Gruppe Jugendlicher vor- 
zubehalten, daß auch eine den betr. Typen Jugendlicher angepaßte Indivi- 
dualisierung in der Behandlung einsetzen konnte. Insbesondere wurden 
vernünftigerweise die Anstalten so klein gehalten, daß sie verwaltungs- 
technisch und pädagogisch leicht übersehbar blieben und der einzelne Ge- 
fangene nicht in der Masse verschwindet. — Gerade in diesem Punkt aber 
ergeben sich neuerdings Schwierigkeiten. Das Ministerium hat nämlich im 
Jahre 1936 von der ihm durch den Prevention of Crime Act von 1908 ein- 
geräumten Befugnis, die Altersgrenze für die Anwendung der Borstalhaft 
zu erweitern, Gebrauch gemacht, und sie seit dem 15. September 1936 von 


*) Anfang s. oben Heft 5 S. 242ff.; 6 S. 289ff. 

7) Vgl. Sieveris, Das englische Borstalsystem, in der Zeitschr. f. d. ges. 
Strafrechtswissenschaft 1936 S. 551ff. — Sieveris-Quentin: Die Behandlung der 
jugendlichen Rechtsbrecher im Alter von 17—23 Jahren in England unter be- 
sonderer Berücksichtigung des Borstalsystems, in Bl. f. Gef.-Kunde Bd. 68 Heft 3 
(1937) S. 165—239 (auch als Sonderdruck erschienen). S. auch die Rez. von 
Exner in diesem Heft der Mschr. S. 350. 

68) Report 1934 S. 43- 

69) Vgl. Sieverts-Quentin a. a. O. S. 223 ff. 
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21 auf 23 Jahre hinaufgesetzt”?°). Das bedeutet zahlenmäßig eine erhebliche 
Abwanderung der jüngeren Gefängnisinsassen in die Borstalanstalten. Außer- 
dem entsendet die Bevölkerungswelle, die der starke Geburtenanstieg nach 
dem Kriege hervorbrachte, heute schon ihre ersten Ausläufer in die Borstal- 
anstalten, und wird sie in den kommenden Jahren in steigendem Maße be- 
anspruchen. Man war daher genötigt”!), die Anstalten weiter auszubauen 
und sie stärker zu belegen, als dem Borstalgedanken zuträglich ist. Um Luft 
zu schaffen, wird schon im laufenden Jahre eine neue Borstalanstalt an der 
Küste von Suffolk (nordöstlich von London): Hollesley Bay Colony, 
eine große Farm mit 1300 acres, d. s. rd. 2000 Morgen Land, davon 550 Morgen 
Obstbaumbestand, aufgetan werden. Sie soll 5 Pavillons (zu je 60 Insassen) 
erhalten, die so über das ausgedehnte Gelände verteilt werden, daß sich ein 
engerer Zusammenschluß der einzelnen, hausweise getrennten Gruppen unter- 
einander, und damit auch eine leichtere Gruppierung der Insassen nach 
erzieherischen Grundsätzen zwanglos ergibt. 

Als Grundzug der Entwicklung des Strafvollzuges in den Borstalanstalten 

bezeichnet der Report 193472) den stetigen und planmäßigen Abbau der- 
jenigen Einrichtungen, die rein repressiven Charakter haben, und ihren 
Ersatz durch Maßnahmen eines erziehungsmäßigen Charakteraufbaues 
(reformative training); oder mit den Worten des Anstaltsleiters von Camp 
Hil?): 
. „Das Ziel unserer Arbeit ist die innere Erneuerung der jungen Menschen; 
ist, aus ihnen herauszuholen, was irgend in ihnen steckt. Alles andere im An- 
Staltsbetriebe, Baulichkeiten, Arbeit, Unterricht usw. ist nur Mittel zu diesem 
Ziel, nicht Selbstzweck. Vorbedingung des Erfolges unserer Arbeit aber ist, 
Verständnis und Einverständnis der Gefangenen für das zu gewinnen, was mit 
ihnen geschieht. Ohne ihre innere Mitarbeit bleibt jedes System, auf das 
Endziel hin betrachtet, Leerlauf!“ 


In diesem Sinne lockerte man schon 1932 den organisatorischen Zu- 
sammenhalt der Anstalten, indem man ihre Abteilungen (houses) mehr oder 
weniger selbständigen Vorstehern, Hausvätern (housemasters), unterstellte, 
Sommerzeltlager schuf und Weihnachts- und Osterurlaub als besondere 
Auszeichnung einführte 74). 

Um die mit aller Gefängnishaft verbundene erzieherisch ungesunde 
Passivität der Gefangenen zu brechen, ihr Verantwortlichkeitsgefühl zu ent- 
Wickeln, gibt man ihnen im Rahmen eines dem Vorbild der public schools 
(der großen Internatsschulen) entlehnten Ämtersystems möglichst viel- 
fältige Gelegenheit zu eigener Initiative. 

Dem dient vor allem eine Vielzahl von Posten: als Geschäftsführer der 
verschiedenen Sportklubs in den Anstalten, als Führer kleinerer Gruppen von 

Itgefangenen, als Trainer der Boxmannschaft, als Bücherwart, Kleiderwart, 
Stiefelwart, als Rechnungsführer der Kantine, Listenführer usw. — In einigen 
Anstalten läßt man neuerdings versuchsweise kleinere Disziplinarvergehen durch 
emen Disziplinarausschuß, gebildet aus Mitgefangenen, ahnden; seine Urteile 

dürfen der Bestätigung durch die Anstaltsleitung. — Der House-Captain 


— 


70) Vgl. Sieveris-Quentin a. a. O. S. 187. 

1) Report 1936 S. 23ff. 

2) Report 1934 S. I1. 

3) Report 1937 S. 34. 

”*) Vgl. Sieveris-Quentin a. a. O. S. 209, 215; Report 1934 S. 31. 
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ist neben dem Hausvater für die Ordnung im Hause und unter den Insassen 
verantwortlich; sein Posten setzt Anstelligkeit, Objektivität, Intelligenz, Ver- 
trauenswürdigkeit und eine natürliche Autorität über die Mitgefangenen in 
gleichem Maße voraus. 


Alle diese Hausämter aber nach dem Grundsatz: einen solchen Posten 
bekleiden zu dürfen, ist Dienst an der Gemeinschaft, für den es Vergütungen 
oder Vergünstigungen nicht gibt, der seinen Lohn in sich selber trägt”). 
In Feltham z. B. ist es Grundsatz, daß die unangenehmsten und lästigsten 
Arbeiten nur durch solche Gefangene verrichtet werden, die sich freiwillig 
dazu melden. Und der Leiter der Anstalt berichtet”), daß an Meldungen 
Freiwilliger niemals Mangel sei. 

Der Direktor von Borstal, der Mutteranstalt des ganzen Systems, kenn- 
zeichnet die Ergebnisse dieser Methode mit den Worten %7): 


„Wenn ich die Resultate dieser beabsichtigten Auflockerung, dieses Lose- 
lassens der Zügel, zusammenfassen soll, so muß ich feststellen, daß die Jungen, 
weit entfernt davon, diese Freiheiten zu mißbrauchen, durch sie an Selbstachtung 
und Zuverlässigkeit gewonnen haben.“ 


Man sieht z. B. in manchen Borstalanstalten bewußt davon ab, die Ge- 
fangenen zur Arbeit gruppenweise antreten zu lassen und sie in geschlossener 
Marschordnung zur Arbeitsstelle zu führen. Sehr einsichtig sagt der Direktor 
von Borstal hierzu ?”?): 


„Man kann Jungen nicht zur Pünktlichkeit erziehen, wenn man es ihnen 
nicht auch möglich macht, zu spät zu kommen; jetzt haben die Jungen die 
Pflicht, selbst dafür zu sorgen, daß sie pünktlich an Ort und Stelle sind.“ 


Ein System, das natürlich voraussetzt, daß, ähnlich wie in einem Fabrik- 
betriebe, der pünktliche Arbeitseinsatz jedes einzelnen entsprechend kon- 
trolliert wird, das mir aber im Prinzip richtig erscheint. 

Auch die Einrichtung des 1933 eingeführten Hafturlaubs, der von 
Jahr zu Jahr ausgesuchten jungen Gefangenen gegen Ende ihrer Haftzeit 
in weiterem Ausmaße gewährt wird, wird von den Anstaltsleitern weiter als 
„ausgezeichnet in jeder Beziehung‘ (excellent of every point of views) be- 
zeichnet ”8). 


Man hebt den stark anspornenden Einfluß dieser Einrichtung auf die Haltung 
der Gefangenen hervor. Die Beziehungen der Gefangenen zu ihren Familien ge- 
wönnen dadurch an Wärme. Diejenigen, die von einem solchen Urlaub zurück- 
kämen, seien nun nicht etwa aus ihrer gewohnten Ordnung geraten, sondern 
bezeugten ein erhöhtes Maß von Eifer und Zuvorkommenheit; sie beständen 
aufs beste die in einem solchen Urlaub liegende Vertrauensprobe; daß man auf 
ihre männliche Zuverlässigkeit und ihr Verantwortungsgefühl baue, hebe ihr 
Selbstvertrauen. Fast jeder Gefangene erwidere auf die Frage, ob es ihm schwer 
geworden sei, wiederzukommen: „Wenn ich gewußt hätte, wie schwer mir 
das werden würde, würde ich wohl kaum gewagt haben, auf Urlaub zu gehen." — 
Die Versuchung, sich der weiteren Haft zu entziehen, sei so groß, daß es eines 
Zusammenraffens aller moralischen Kräfte bedürfe, um ihr nicht zu unterliegen, 
und gerade das sei eine vorzügliche Charakterstärkung für die jungen Menschen, 
die ihnen noch in mancher kritischen Situation später zugutekomme. — Nicht 


75) Report 1934 S. 61, 1935 S. 63. 

2) Report 1937 S. 61. 

77) Report 1935 S. 62. 

78) Report 1934 S. 63; Quentin-Sieverts a. a. O. S. 215f. 
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zuletzt habe ein solcher Urlaub auch den Vorteil, daß der Gefangene beizeiten 
einen klaren Einblick in die Schwierigkeiten gewinne, die er nach seiner end- 
gültigen Entlassung zu meistern haben werde, und sich darauf einzustellen 
lerne ?®). 

Man hält die Erfahrungen mit dem Urlaub für so gut, daß er jetzt in allen 
Borstalanstalten eingeführt werden soll. Statistisch sei vermerkt, daß auf rund 
100 Gefangene, die diese Vergünstigung gewährt erhielten, nur 2 sich nicht wieder 
pünktlich in der Anstalt einfanden, und daß Klagen über ihre Führung während 
des Urlaubs überhaupt nicht eingelaufen seien £9) ; auch das ein gewiß beachtliches 
Zeichen der Selbstdisziplin und Verläßlichkeit, die dieses Erziehungsmittel zu 
wecken geeignet ist. 


Im Jahre 1923 wurde die Institution einer besonderen Hausmutter 
(matron) für jede Jungenabteilung geschaffen 81). Im selben Jahre begann 
man damit, vertrauenswürdigen Gefangenen den Besuch von Abendkursen 
öffentlicher Schulen außerhalb der Anstalten zugestatten. Von den 164 In- 
sassen von Lowdham z. B. besuchten 1935 nicht weniger als 54 Gefangene 
Abendkurse im benachbarten Ort gleichen Namens (Lowdham Village), und 
der Schulvorsteher steht nicht an, den Lerneifer und das Betragen dieser 
Schüler aus dem Gefängnis als ‚‚musterhaft‘ (exemplary) zu bezeichnen 82). 


Seit 1924 ist in den Borstalanstalten die Uniform der Beamten ab- 
geschafft worden; sie tragen im Dienst Zivil®). 


1923 wurde für das Gefängnis Wandsworth, damals die Verteilungs- 
und Klassifizierungsstation für die Borstalanstaiten, die Gerichtshilfe- 
organisation der voluntary women workers (freiwillige Frauenhilfe) ins 
Leben gerufen. Seitdem Wormwood Scrubs zum Verteilungszentrum bestimmt 
wurde, ist auch der Sitz dieser Gerichtshilfeorganisation hierher verlegt 
worden 84). 

Mit Bedacht werden die Beziehungen der Entlassenen zu ihren noch in 
der Anstalt befindlichen Kameraden und zu der Anstalt als solcher gepflegt. 
Die Zahl der früheren Gefangenen, die die Anstalt besuchsweise wieder auf- 
suchen, ist nicht gering. In Lowdham Grange sind besondere Unterkunfts- 
räume zur Übernachtung für sie eingerichtet worden ®). 


Wie stark dieses so wenig auf Sühne und Abschreckung eingestellte 
Vollzugsystem bereits in Bezirke eingreift, die vor wenigen Jahren noch dem 
Strafvollzuge klassischer Form vorbehalten waren, ergibt sich einerseits 
daraus, daß jetzt, wie oben gesagt, die Altersgrenze für die Borstalhaft auf 
23 Jahre hinaufgeschoben worden ist, andererseits aus der Tatsache, daß mehr 
als die Hälfte aller überhaupt wegen eines ernsteren Delikts Verurteilten 
dieser Altersgruppe angehören. Von den 72785 wegen eines indictable offence 
Verurteilten des statistischen Jahrgangs 1936 waren 36140 — 49,68% jünger 
als 21 Jahre; der Grad der Beteiligung der 21—23- Jährigen ist aus der letzt- 


vorliegenden Statistik für 1936 noch nicht ersichtlich 86), 
— 


72) Report 1935 S. 67£. 

80) Report 1936 S. 26. 

81) Sieverts-Quentin a. a. O. S. 202. 

32) Report 1935 S. 71. 

83) Sieverts-Quentin a. a. O. S. 201. 

84) Report 1934 S. 43; Quentin-Sieverts a. a. O. S. 207. 

85) Report 1934 S. 67. 

e) Criminal Statistics England and Wales 1936 S. VIII und X. 


328 Monatsschrift f. Kriminalbiologie u. Strafrechtsreform 1939, H.7 


Besonderen Wert legen alle Borstalanstalten auf praktische und theore- 
tische Unterweisung der Insassen in irgendeinem Beruf. Die Zahl und 
Ausstattung der hierfür eingerichteten Werkstätten zeugt davon, wie ernst 
man in England auch diesen Teil der Erziehungsaufgabe anfaßt. 

Über ein neuartiges Experiment in dieser Hinsicht berichtet der Report 
1935 ausführlicher 8”). Mit Unterstützung der Reichsanstalt für Gewerbe- 
psychologie (National Institute of Industrial Psychologie) hat man versucht, 
die aus der Industrie bereits bekannten Methoden der Eignungsprüfungen 
auch für die Ausbildung der Borstalzöglinge in den in den Anstalten ein- 
geführten Berutszweigen dienstbar zu machen. 


Man hat das Experiment an 400 zu Borstalhaft verurteilten Jugendlichen 
durchgeführt. Beginnend mit dem Jahre 1930 wurden 200 von ihnen in der bisher 
üblichen Weise, d. h. nach dem Ermessen der einzelnen Anstalten und ihrer 
Werkmeister, als Kontrollgruppe in die für sie für geeignet gehaltenen Werk- 
stätten eingewiesen. Die andern 200 wurden an Hand der für Eignungsprüfungen 
ausgearbeiteten Tests untersucht und hiernach auf die einzelnen Berufszweige 
angesetzt. Die Anstalten gaben in Abständen von 6 zu 6 Monaten der Reichs- 
anstalt Bericht über die Entwicklung der einzelnen Gefangenen. Im Jahre 1934 
verglich man die Ergebnisse. Man fand, daß von den nach Maßgabe der Eignungs- 
prüfungen Beschäftigten 69,5% sich in dem für sie ausgewählten Fach gut ent- 
wickelt und bewährt hatten, in der Kontrollgruppe dagegen nur 45,6%. Als 
besonderen Vorteil der Testmethode hebt der Report 1936 ferner hervor °®®), 
daß sie ein schnelleres und ruhigeres Einarbeiten der Jungen in die ihnen zu- 
gedachten Arbeitsweise verbürge. 

Infolgedessen hat die englische Strafvollzugsverwaltung sich jetzt ent- 
schlossen, dieses Eignungsprüfungsverfahren allgemein für die Borstalanstalten 
einzuführen, insbesondere auch die Hausväter (housemasters) in den in Frage 
kommenden Prüfungsmethoden zu unterweisen, um so ein wissenschaftlich unter- 
bautes Verfahren an Stelle der auf mehr oder minder guter „Menschenkenntnis“ 
beruhenden bisherigen Auswahlmethoden treten zu lassen ®°). 

Bei aller Reserve gegen die wissenschaftliche Einwandfreiheit dieser Test- 
methoden, die bekanntlich in Deutschland seit jeher weniger überzeugte An- 
hänger besitzen als in den angelsächsischen Ländern, wird man gut tun, die in 
England erzielten Ergebnisse aufmerksam zu verfolgen. Wünschenswert wäre 
vor allem, Näheres darüber zu erfahren, worin die obenerwähnten Halbjahres- 
kontrollen bestehen, und nach welchem Maßstabe das Ergebnis im Einzelfall 
als zufriedenstellend bezeichnet wird, inwieweit also die Fehlerquelle, die man 
bei der Zuweisung der Gefangenen zu einer bestimmten Ausbildung ausgeschaltet 
zu haben glaubt, nämlich der unwissenschaftliche „gesunde Menschenverstand", 
nicht wieder gerade die Instanz ist, die die Ergebnisse zu begutachten hat. 


Zuverlässiger für die Prüfung der Borstalmethoden als solcher auf ihre 
Bewährung scheinen mir vorläufig noch die Untersuchungen zu sein, die jetzt, 
ähnlich wie für Wakefield®%), mit Hilfe der englischen Polizeiverwaltung 
(Scotland Yard) über die Rückfälligkeit von Borstalinsassen durchgeführt 
werden ®). 

Unter den 8462 männlichen Insassen der englischen Strafanstalten am 
ı. Februar 1936 befanden sich 688 ehemalige Borstalzöglinge, d. h. 8,13% der 


87) Report 1935 S. 22; Quentin-Sieverts a. a. ©. S. 217. 
88) Report 1936 S. 27. 

89) Report 1936 S. 26. 

90) Siehe oben S. 293. 

21) Report 1935 S. 24, 1936 S. 29. 
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Gesamtzahl. — Seit 1908, d. h. seit Einführung des Borstalsystems, beträgt 
die Gesamtzahl aller durch eine Borstalanstalt hindurchgegangenen jungen 
Männer 13294. Also befanden sich 5,13% von ihnen am ı. Febr. 1936 wieder 
in Strafhaft. Diese Zahl sagt jedoch verhältnismäßig wenig. 


Aber seit 1935 macht die Polizeiverwaltung der Strafvollzugsverwaltung 
von jeder Verurteilung Anzeige, die einen früheren Borstalinsassen betrifft, 
sofern nicht zwischen seiner Entlassung aus der Borstalanstalt und seiner 
neuen Verurteilung mehr als 5 Jahre liegen. Man unterstellt also, daß Rück- 
fälle, die nach einer länger als fünfjährigen Frist auftreten, in der Regel 
keinen inneren Zusammenhang mehr mit denjenigen Verhältnissen haben, 
die die erste Straftat verursachten. Das Ergebnis ist nachstehende Tabelle. 


Die Tabelle zählt, wie viele von allen Borstalinsassen, die während der 
Jahre 1933—1935 entlassen wurden, 
überhaupt nicht wieder verurteilt worden sind, 
einmal wieder verurteilt wurden, 
zweimal oder öfter dieses Schicksal erlitten. 
Kleine Polizeiübertretungen (breaches of By-laws) sind nicht mitgezählt. 


Es wurden entlassen und bis zum 31. Dezember 1937 wieder verurteilt: 


gar nicht einmal zweimal 
oder öfter 


von den 883 Gefangenen des 


Jahrgangs 1933. . . . . | 474 = 53,6% | 193 = 21,9% | 216 = 24,5% 
von den 900 Gefangenen des 

Jahrgangs 1934. . ...| 549 =61,0% | 187 = 20,8% | 164 = 18,2%, 
von den 808 Gefangenen des 

Jahrgangs 1935... . . | 547 = 67,7% | 176 = 21,8% 85 = 10,5% 
von den 2591 Gefangenen der 

Jahrgänge 1933/5 . . - . [1570 = 60,6% | 556 = 21,5% | 465 = 17,9% 


Das sind leider nur rohe Gesamtzahlen für Borstalanstalten. Die Ver- 
gleichsmöglichkeit wäre besser und die Möglichkeit praktischer Nutzanwen- 
dung wahrscheinlich größer, wenn man sich nicht darauf beschränken würde, 
die Rückfallziffern für Borstalzöglinge überhaupt, sondern auch für die einzel- 
hen Anstalten getrennt zu ermitteln. Es ist in gewissem Grade widersinnig, 
nachdem man erkannt hat, daß das Menschenmaterial der jugendlichen Straf- 
fälligen so verschiedenartig zusammengesetzt ist, daß man die einzelnen 
Gruppen nicht nur anstaltsmäßig zu trennen für gut befand, sondern auch 
für notwendig hielt, sie einer ihnen angepaßten typenmäßig abgewandelten 

tziehung zu unterwerfen, daß man da nun, um die Erfolge des Systems zu 
messen, eine Rückfallstatistik aufmacht, die alle diese Differenzierungen außer 
acht läßt. Ein Mangel, der wohl darauf beruht, daß, als man die Statistik zu 
führen begann, die Differenzierung der Anstalten noch nicht in dem heute 
vollzogenen Sinne bestand, und dessen Korrektur auch in England schon 
angeregt worden ist?2). 

Ein zweiter Mangel dieser Rückfallstatistik, den übrigens alle solche 
Statistiken teilen, ist ihre Abstraktheit, die weder über die Art des Rück- 
falles (strafrechtliche oder soziologische Gleichartigkeit oder Ungleichartigkeit 
der erfaßten Zuwiderhandlungen) Aufschluß gibt, noch über seine Ursachen. 
a 
N %2) Vgl. Elkin: „Prison Stocktaking‘ in The Penal Reformer Bd. IV 

NS. 
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Einen Versuch, in die Rückfallätiologie einzudringen, haben im 
Auftrage der Borstal-Association im Jahre 1937 Dr. Mannheim zusammen 
mit Dryden Donkin unternommen, Mannheim an einem Material von rund 
600 früheren Borstalzöglingen, die in den Jahren 1922—36 entlassen wurden, 
Donkin an 500 Entlassenen aus dem Jahre 1930”). 

Beide haben versucht, den Einfluß gewisser typischer Tatbestände soziolo- 
gischer Art auf Erfolg oder Mißerfolg der Borstalarbeit festzustellen, z. B. Häufig- 
keit des Mangels an elterlicher Aufsicht, von Vernachlässigung oder auch Ver- 
zärtelung im Familienkreise, von Unehelichkeit, Arbeitslosigkeit, Intelligenz- 
schwäche, früher erlittenen Strafen usw. Diese Untersuchungen liegen in der 
richtigen Linie. Ihre Ergebnisse sind vorläufig aber noch dürftig und weichen 
in nichts von dem ab, was auch sonst aus zahlreichen ähnlichen, namentlich 
amerikanischen Untersuchungen über den Einfluß dieser soziologischen Faktoren 
auf die Jugendkriminalität überhaupt bekannt ist. — 

Nur drei Feststellungen dieser Enquete verdienen vielleicht besondere Er- 
wähnung: Einmal, daß sich die häuslichen wirtschaftlichen Verhältnisse 
als bedeutungslos erwiesen, den Erfolgsquotienten weder nachweislich günstig 
noch nachweislich ungünstig bestimmten; zweitens, daß Jungen, die bereits 
eine kurze Gefängnisstrafe oder Rutenstrafe erlitten hatten, ehe sie in 
eine Borstalanstalt kamen (statt daß man sie unter Schutzaufsicht mit ent- 
sprechender Überwachung stellte), gesinnungsmäßig und damit in der Erfolgs- 
prognose besonders schlecht abschnitten; und schließlich, daß jene Faktoren, 
denen in moralisierenden Laienkreisen gern ein besonders schlimmer Einfluß 
auf die jugendliche Psyche nachgesagt wird, Kino, Tanzen, Kriminal- 
geschichten, Umgang mit Mädchen, als irgendwie auffällige Ursache 
des Versagens nach der Entlassung aus der Borstalhaft nicht in Erscheinung 
traten. 

Der Hauptfehler der Mannheim-Dokinschen Untersuchungen scheint mir 
der zu sein, daß auch sie noch viel zu sehr am Statistischen, an der Zahl, 
haften, nicht präzis genug in der Fragestellung sind. Man möchte wünschen, 
daß Untersuchungen dieser Art in vertiefter Weise wiederholt und fortgesetzt 
werden, insbesondere unter Beachtung der Frage, inwieweit zwischen Vortat 
und Nachtat ein Milieuwechsel (im weitesten Sinne verstanden!) liegt, und 
unter stärkerer Aufteilung der einzelnen kriminellen Tatbestände entsprechend 
ihren jeweils maßgebenden soziologischen Exponenten. i 

Letzten Endes stellt aber auch die beste Borstalerziehung kein Allheil- 
mittel gegen die Jungenkriminalität als soziale Krankheitserscheinung dar; 
was nicht besagt, daß nicht auch im Borstalsystem selbst, trotz bester Ab- 
sichten, noch mancherlei Fehlerquellen stecken. Die Strafvollzugsverwaltung 
Englands wäre übrigens die letzte, in dem bisher Erreichten das Maß alles 
Erreichbaren zu sehen. Die Reports erklären die noch recht erheblichen 
Rückfallzahlen teils mit den besonders schwierigen Wirtschaftsverhältnissen 
des Jahres 1932, in dem das Land nur langsam sich wieder von der großen 
Wirtschaftskrise zu erholen begann und es selbst für unbescholtene Arbeiter 
schwer war, Beschäftigung zu finden, insbesondere es häufig sehr schwer war, 
einen Borstaljungen gerade in dem Beruf unterzubringen, für den man ihn in 
der Anstalt vorgebildet hatte 94). 

Als weitere Ursache der Fehlschläge geben die Reports an, daß die zahlen- 
mäßige Entwickelung der Borstalhaft während der Jahre 1930—34 50 schnell 


93) Report 1937 S. 38ff. 
84) Recht aufschlußreich berichtet hierüber Mark Benney in seiner oben 
erwähnten Autobiographie (s. o. Anm. 39). 
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vorgeschritten sei, daß es nicht möglich war, bei der Verteilung der Beamten 
auf die Anstalten und der Einstellung neuer Beamter mit derjenigen Sorgfalt 
vorzugehen, die die Aufgabe eigentlich erforderte, insbesondere man die 
Anforderungen an die Qualität der Beamten nicht so hoch spannen konnte, 
wie man es heute tut, im Sinne des prächtigen Worts des Leiters von Feltham: 
„gelehrte Tugend taugt nichts; nur vorgelebte hat Wert‘ 9). 

Auch nicht in allen Borstalanstalten besteht heute schon überall das von 
dem Leiter von North-Sea-Camp geschaffene ausgezeichnete kameradschaft- 
liche Verhältnis zwischen Beamten und Insassen, bei der alle Autorität des 
Reglements durch die enge, vertrauensvolle Beziehung der Jungen zu ihren 
Erziehern als zu älteren Freunden ersetzt wurde, deren äußeres Kennzeichen 
die enge Lebensgemeinschaft ist; der Abteilungsvorsteher (housemaster) teilt 
mit seinen Jungen den Schlafraum; Jungen und Beamte nehmen ihre Mahl- 
zeiten gemeinsam ein ®). 


Recht bitter vermerken die Reports, und das spielt nach den Unter- 
suchungen von Mannheim und Donkin ja auch bei der Rücktallshäufigkeit 
eine erhebliche Rolle, daß soviel Jugendliche schon eine oder gar mehrere 
Freiheitsstrafen verbüßt haben, ehe sie endlich in einer Borstalanstalt landen, 
wohin sie von vornherein gehört hätten. Ihre Zahl scheint neuerdings eher 
zu- als abzunehmen. Der Leiter von Feltham z. B. berichtet ?”), dad etwa 
16% seiner Jungen schon mit Gefängnis vorbestraft sind, und daß sie, die 
schon einmal Gefängnisluft geatmet haben, sich viel schwerer in den Borstal- 
geist hineinfinden, als die mit dem Gefängnis noch nicht Vertrauten. 

Es ist deshalb zweifellos auch ein großer Mangel des Systems, daß die 
Beobachtungs- und Verteilungszentrale für alle Borstalanstalten eben- 
falls in einem Gefängnis, in Wormwood Scrubs, untergebracht ist. Bei aller 
Absicht sorgfältiger Trennung der Jugendlichen von den Erwachsenen (Worm- 
wood Scrubs dient im übrigen als Vollzugsanstalt für die Star-Class-Gefangenen 
des Londoner Bezirks): Soweit das Gefängnisdach reicht, weht auch 
Gefängnisluft. In ihr verflüchtigt sich für diese jungen Menschen die Scheu 
vor dem Gefängnis, das sie sich so ganz anders, unheimlicher, düsterer, 
drohenderer, vorgestellt haben 98). 


Noch schlimmer sind diejenigen Jugendlichen daran, die, aus der Provinz 
Stammend, manchmal viele Wochen schon in einem Provinzgefängnis ein- 
gesessen haben, ehe sie zu Borstalhaft verurteilt und nach Wormwood Scrubs 
überführt wurden®®). Nach dem Bericht des Direktors von Borstal dauert 
es noch von der Verurteilung eines Jungen zu Borstalhaft an bis zu seiner 
Einlieferung in die für ihn bestimmte Anstalt durchschnittlich 33—38 Tage, 
und auch diesen Monat verbringt er im Gefängnis!9®). 


%5) Report 1937 S. 61. 
Be EREeport 193719870: 
2?) Report 1935 S. 68. 
28) Siehe oben „they go in crying and come out laughing“ (Anm. 25). 

°°) Sehr aufschlußreich berichtet hierüber auch Basil Henriques auf der 
Jahresversammiung des englischen Richtervereins (Magistrates Association) in 
Seinem Vortrag: Young Delinquents. Vgl. The Magistrate Bd. IV Nr. LXXVI 
(Oktober 1937) S. 1213. — Er sagt unter anderem: „We all dread prison beyond 
words before going there, but these boys leave prison witb that dread entirely 
dispelled.“ 


100) Report 1934 S. 60. 
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Selbstverständlich sind auch diese Mängel alle der englischen Straf- 
vollzugsverwaltung wohl bekannt. Deshalb sieht der wiederholt erwähnte 
Entwurf des Gesetzes zur Verbesserung der Schutzaufsicht und des Straf- 
volzuges ja auch die Einrichtung eigener, staatlicher remand homes (Unter- 
suchungshaftanstalten) für Jugendliche vor, in denen ihnen nicht nur jede 
unmittelbare Berührung mit älteren Gefangenen, sondern auch der psycho- 
logische Eindruck alles Gefängnismäßigen im üblen Sinne erspart werden soll, 
und will der Entwurf zur Beschleunigung des Verfahrens künftig auch den 
Amtsgerichten (Courts of Summary Jurisdiction) die Befugnis geben, auf 
Borstalhaft zu erkennen 00a), während diese Gerichte bisher, wenn sie Borstalhaft 
für angezeigt hielten, den Fall an die Quarter Sessions!Pl) verweisen, und die 
betr. Jugendlichen, wenn sie dazu in Haft behalten werden mußten, bis zur 
nächsten Zusammenkunft der Quarter Sessions in gewöhnliche Untersuchungs- 
haft genommen werden mußten. 

Die Rückfallziffern der weiblichen Borstalinsassen (Anstalt Ayles- 
bury) sind übrigens erheblich günstiger, als die der männlichen. Allerdings 
sind die Zahlen, die aus dem weiblichen Jugendstrafvollzug zur Verfügung 
stehen, so klein, daß man Verallgemeinerungen nur mit großer Vorsicht ihnen 
entnehmen kann. 

Von den Gefangenen der Mädchen-Borstalanstalt in Aylesbury wurden 
entlassen und bis zum 31. Dezember 1937 wieder verurteilt?%®): 


gar nicht einmal zweimal oder 
öfter 
1933: 65 35 = 53,9% 19 = 29,2% 11 = 16,9% 
1934: 64 38 = 59,4% os 250% Io = 15,6% 
1935: 64 44 = 68,7% 14 = 21,9% 6 = 9,4% 
VE O E Un 
zusammen: 193 117 = 60,6% | 495 125,4%0 | ao 14,0%, 


Da bekannt ist, daß in dem englischen Jugendstrafvollzug das weibliche 
Beamtenpersonal durchschnittlich besser vorgebildet und geschult ist als das 
männliche, und daß auch seine Arbeitsbedingungen, infolge der kleinen Zahl 
von Anstaltsinsassen, und der damit gegebenen Möglichkeit noch stärker indi- 
vidualisierender Behandlung, erheblich günstiger sind, nicht zuletzt auch die 
Unterbringung der Entlassenen in häuslichen Dienststellen in England bei 
dem dortigen Mangel an Haushaltpersonal verhältnismäßig leicht ist, so liegt 
der Schluß nahe, daß wesentlich auf diesen vier Gebieten: Sorgfältige Auswahl 
und Schulung des Beamtenstabes, Individualisierung der Behandlung, kate- 
gorische Fernhaltung Jugendlicher aus den Anstalten, in denen auch Er- 

10a) In den Kommissionsberatungen des ständigen Unterausschusses über 
das oben erwähnte Gesetz hat die Regierung nach langer Debatte den Plan, 
auch den Amtsgerichten diese Befugnis zu geben, fallen lassen; der Ausschuß hat 
eine entsprechende Änderung des Gesetzentwurfes mit 23 gegen 2 Stimmen 
beschlossen. Hauptgrund für dieÄnderung war das Bedenken, den Laiengerichten 
eine so weitreichende Strafbefugnis (3—4 Jahre Haft) in die Hand zu geben 
(vgl. Parliamentary Debates, House of Commons, Standing Committee A Official 
Report Spalte 343/4). Es soll also bei der Verweisung an die Quarter Sessions 
auch in Zukunft sein Bewenden haben. 

101) Über die Funktion der Quarter-Sessions im Rahmen der englischen 
Gerichtsverfassung s. Jahrg. 27 S. 502ff. dieser Monatsschrift. 

102) Report 1936 S. 29. 
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wachsene untergebracht werden, nachgehende Betreuung der Entlassenen, 
die Linien vorgezeichnet sind, die eine kommende Entwicklung einhalten muß, 
wenn sie sich der optimalen Grenze nähern will, die aller menschlichen Be- 
mühung auf diesem Gebiete gezogen bleibt. 

DieReports enthalten noch viele interessante Einzelheiten über die Ent- 
wicklung des Erziehungsstrafvollzuges in den einzelnen Borstalanstalten. Aber 
es würde den Rahmen dieses Referates sprengen, über sie in extenso zu be- 
richten. Daß die Strafvollzugsvorschriften für die Borstalanstalten, die Bor- 
stalregulations, am 6. März 1936 neu gefaßt und so am T. April 1936 in 
Kraft getreten sind, sei beiläufig vermerkt 1922). In ihnen wurden alle für den all- 
gemeinen Strafvollzug gegebenen, aber für den Jugendstrafvollzug nicht 
passenden oder überholten Bestimmungen der Allgemeinen Strafvollzugs- 
ordnung, der Prison Rules vom 12. August 1933, für die Borstalanstalten be- 
seitigt oder durch solche Sondervorschriften ergänzt oder abgeändert, wie sie 
der Sondercharakter der Borstalhaft gebietet. 


IX. Die Entlassenenfürsorge. 


Eines der wichtigsten Probleme des Strafvollzuges ist die Überleitung 
der Gefangenen aus der Haftisolierung in die Weite eines ihnen fremd gewor- 
denen Lebens. Jeder Strafvollzug ohne eine gut organisierte und funktio- 
nierende Entlassenenfürsorge ist Stückwerk. Wo sie fehlt oder versagt, 
war ein gut Teil aller Zeit, aller Mühe, aller Kosten des Strafvollzuges vertan, 
schwillt die Rückfallkurve weit über ein erträgliches Maß hinaus. Ihre Mängel 
sind seit langem in England der Gegenstand herber Kritik. Die Zersplitterung 
des Entlassenenfürsorgewesens, das in zahlreiche kleine Hilfsvereine aufge- 
spalten war, in denen obendrein die Rivalitäten kirchlicher und weltlicher 
Fürsorge und der Streit über die bessere Organisationsform: bezahlte beruf- 
liche Fürsorger oder unbezahlte Laienhelfer, nicht ausgetragen war, und eine 
zielbewußte, einheitliche Entlassenenfürsorge hemmten, hat nicht wenig zu 
ihrem Versagen beigetragen. 

Am wenigsten scheint noch an der Entlassenenfürsorge für die Zuchthaus- 
gefangenen auszusetzen sein, weil für sie eine mehr behördlich aufgebaute, 
zentral geleitete, von zahlreichen beamteten Fürsorgern (Probation Officers) 
und Sozialarbeitern als freiwilligen Mithelfern getragene Organisation besteht. 
Nach der letztbekanntgegebenen Statistik dieser Organisation!) haben sich 
von 560 entlassenen Zuchthausgefangenen des Jahrgangs 1935, denen die 
Hilfe der Organisation zuteil wurde, in den nächsten 2 Jahren, also bis Ende 
1937, 56% nichts wieder zuschulden kommen lassen. — Besonders günstig 
Schneiden auch in dieser Statistik die Reformanstalten Wakefield und Maid- 
Stone ab, mit 88,5%; besonders ungünstig, wie nicht anders zu erwarten, die 
Sicherungsverwahrungsanstalten: mit 17%. 

In jüngster Zeit ist man dazu übergegangen, eine ähnlich zentrale Organi- 
Sation auch für die Gefängnisse, die Local Prisons, zu schaffen, Im einzelnen 
berichten hierüber die Reports 1935ff.1%%). Im großen und ganzen scheint 
aber die Zersplitterung in viele, oft wenig arbeitsfähige Ortsvereine nicht be- 
hoben zu sein. Von den weitausschauenden Vorschlägen des Salmon-Aus- 
Schusses, der einen großzügigen Plan für eine das ganze Land überspannende 


102a) Bei Sieveris-Quentin a. a. O. noch nicht erwähnt. 
108) Report 1937 S. 44. 
100) Report 1935 S. 39ff., 1936 S. 43, 1937 S. 33. 
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zentrale Organisation ins Auge faßte, ist bisher wenig in die Tat umgesetzt 
worden. 

Eine Ausnahme macht wieder das Gefängnis in Wakefield, weil dieses 
keinen örtlich begrenzten Einlieferungsbezirk hat, sondern Gefangene einer 
bestimmten Kategorie aus allen Landesteilen aufnimmt). Für diese Anstalt 
wurde ein Sonderausschuß für Entlassenenfürsorge ins Leben gerufen, dem 
auch besondere Staatsmittel zufließen. — Bei der Bedeutung, die dem Wake- 
fieldexperiment für die Weiterentwicklung des britischen Strafvollzuges bei- 
zumessen ist, wird auch die Entlassenenfürsorge in England auf den Organi- 
sationsplan des Salmon-Ausschusses zurückkommen müssen, wenn sie die 
Hoffnung des Ministeriums, die der Report 1935 zum Ausdruck bringt!%), 
erfüllen soll: 

„daß künftig kein Gefangener, der hilfsbedürftig ist, eine Anstalt verlassen 
kann, ohne daß Arbeit und Fortkommen so für ihn gesichert sind, daß ihm bei‘ 
gutem Willen keine Hindernisse den Weg der Rückkehr in ein gesetzmäßiges 
und anständiges Leben versperren.“ 

Daß der Versuch in Wakefield auch hinsichtlich der Entlassenenfürsorge 
richtig angelegt ist, zeigt das gute Funktionieren der Entlassenenfürsorge für 
die Borstalanstalten. Im einzelnen muß hierfür auf die einschlägige englische 
Literatur10”) und auf die Monographie von Sieveris-Quentin über den englischen 
Jugendstrafvollzug verwiesen werden. 

Neuerdings ist die Entlassenenfürsorge in den Borstalanstalten noch enger 
in die Erziehungsarbeit der Anstalten mit einbezogen worden?°®). An Stelle 
der früher vorwiegend schriftlichen Fühlungnahme zwischen den Anstalten 
und der Borstalgesellschaft, der die Entlassenenfürsorge obliegt (bzw. der 
Aylesbury-Gesellschaft für die Mädchen), ist heute ein enger persönlicher 
Kontakt getreten. Der Vertreter der Borstalgesellschaft lernt die einzelnen 
zur Entlassung Kommenden nicht erst kennen, wenn sie sich „draußen‘‘ bei 
ihm melden, sondern die Borstalfürsorger gehen jetzt selbst in die Anstalten. 
Hier sehen und sprechen sie jeden einzelnen Zögling wiederholt schon vor der 
Entlassung. Solche Besuche in den Abendstunden geben den Jungen Zeit, 
Aufgeschlossenheit und Gelegenheit, sich mit dem Fürsorger auszusprechen. 
Dieser beredet alles im Einzelfall Notwendige auch mit dem Abteilungsvor- 
steher (housemaster), er geht in die Arbeitsbetriebe, bespricht sich mit den 
Werkmeistern, kommt in die Frei- und Sportstunden der Jungen, die ihm 
wertvolle charakterliche Aufschlüsse über die einzelnen Jungen vermitteln, 
und nimmt endlich über jeden einzelnen Entlassungsfall abschließend und 
zusammenfassend mit dem Anstaltsleiter Rücksprache. 

Durch ihre Vertreter in allen größeren Orten des Landes hält die Borstal- 
gesellschaft mit den dort vorhandenen humanitären und charitativen Organi- 
sationen enge Fühlung. Das Ziel hierbei ist nicht nur, allgemein für die Borstal- 
gesellschaft und ihre Arbeit zu interessieren, sondern hilfsbereite Menschen 
für eine aktive Mitarbeit derart zu gewinnen, daß jedem Borstalinsassen als- 
bald, nachdem er die Anstalt verlassen hat, ein „Freund‘ (friend) zur Seite 
steht, der ihm mit Rat und Tat zur Hand geht, der ihm Sympathie entgegen- 
bringt und sein Zutrauen erschließt. — Ein großzügiger und kluger Versuch, 


105) Siehe oben S. 293ff. 

106) Report 1935 S. 40. 

107) Vgl]. die Literaturangaben bei Sieverts-Quentin a. a. O. S. 230£. 
108) Report 1934 S. 39, 1936 S. 43. 
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die Anstaltserziehung in eine zwanglose Führung nach der Entlassung 
einmünden zu lassen, die, nach beiden Seiten gleich gut verankert, verständig 
und zielbewußt ausgeübt, wirklich die oft und überall empfundene Kluft 
zwischen Anstalt und Freiheit überbrücken, das Problem der reibungslosen 
Wiedereingliederung des Entlassenen in die Volksgemeinschaft meistern könnte. 


X. Die Auswirkungen der bisherigen Strafvollzugsreformen auf 
die Disziplin in den Anstalten. 


Zum Schluß seiner Rückschau über das verstrichene Vierteljahrhundert 
Strafvollzugsreformarbeit nimmt der Report 1934 Gelegenheit, die grund- 
sätzlichen Gegner solcher Reformpläne zu beruhigen, die in jedem Be- 
streben, die Strafvollzugsmethoden auf die geistige und seelische Konstitution 
der Menschen einzustellen, an denen sie wirksam werden sollen, eine schwäch- 
liche Verzärtelung, und das Heil nur in einer Rückkehr zu den rigorosen Metho- 
den der Vergangenheit sehen. Ihre Ansichten, sagt der Report!0®), wider- 
sprächen den Erfahrungen der Männer und Frauen, die die Ergebnisse der 
neuen Verfahrensweisen an Ort und Stelle beobachtet hätten, der richterlichen 
Inspektoren der Anstalten (Visiting Justices) 10), der Beamtenschaft der An- 
stalten und aller andern Kenner der Verhältnisse. Disziplin herrsche heute, 
wie früher, in den Anstalten, nur werde sie auf einem andern Wege erzielt, 
als früher, und mit bessern Mitteln, „Es muß vorbehaltlos anerkannt werden“, 
fügt der Report hinzu, „daß sich die Anstaltszucht dank diesem Wechsel in 
den Behandlungsmethoden entschieden gebessert hat, und, was noch wichtiger 
ist als dies, daß die Gefangenen nicht so mit Verbitterung und so voll Haß 
gegen die Gesellschaft in die Außenwelt zurückkehren, wie es vor Beginn dieser 
Epoche die Regel war“. — „Strenge“, sagt Sir Samuel Hoare in seiner Be- 
Sründung des Entwurfes eines Gesetzes zur Verbesserung der Schutzaufsicht 
und des Strafvollzuges""!), ‚Strenge macht brutal und verfehlt ihren Zweck. 


109) Report 1934 S. 15. 

110) Jedes Gericht wählt jährlich aus der Zahl seiner Beisitzer einen Ge- 
fängnisinspektionsausschuß (Visiting Committee), dessen Mitglieder das 
Recht und die Pflicht haben, die Strafanstalten, die zudem Sprengel des Gerichts 
Sehören, zu besichtigen und der Strafvollzugsabteilung des Ministeriums über 
Ihre Beanstandungen zu berichten. Ihre Hauptfunktion ist die Disziplinar- 
Sewalt über die Gefangenen bei schwereren Verstößen gegen die Anstaltszucht. 
Sie sind berechtigt, jederzeit jeden Teil der Anstalt zu betreten, jeden Ge- 
fangenen aufzusuchen, den sie sprechen wollen, und Beschwerden Gefangener 
entgegenzunehmen. Mindestens einmal in der Woche soll ein Mitglied des Aus- 
Schusses die Anstalt aufsuchen. — Der Ausschuß erstattet dem Ministerium 
alle Jahre einen Gesamtbericht über die Anstaltszucht, das Verhalten der 
>eamten, den Gesundheitszustand der Gefangenen, die Anstaltskost, den bau- 
lichen Zustand der Anstalt usw. — Für die Zuchthäuser bestehen ähnliche Aus- 
Schüsse (Boards of Visitors), deren Mitglieder vom Ministerium ernannt werden, 
und von denen eine bestimmte Anzahl besoldete Richter (Magistrates) sein 
Müssen. — Über Richterauswahl und -ernennung in England vgl. den Aufsatz 
des Verfassers über Gerichtshilfe, Bewährungsfrist usw. Jahrg. 27 S. 499ff. dieser 
Monatsschrift. — Über Einzelheiten dieses Inspektionssystems vgl. Fox a. a. O. 
>: 46, 57ff., der seinen Wert für die Verknüpfung des Strafvollzuges mit dem 
Gefühl aller Engländer, für ihn mitverantwortlich zu sein, außerordentlich hoch 
Einschätzt. 

1) Parliamentary Debates, House of Commons, Vol. 342 Nr. 16 S. 272. 
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In demselben Maße, wie wir Jahr für Jahr den Strafvollzug humaner gestal- 
teten, wurde die Zahl der Rückfälle geringer“. 

Daß es sich, was die Anstaltsdisziplin anbelangt, hierbei nicht um 
unbegründete Schönfärberei handelt, zeigt die Statistik der Hausstrafen. 
— In den Gefängnissen bewegt sich seit 1928 die Zahl der Bestraften um rund 
4% der im Laufe des Jahres Einsitzenden. Im Jahre 1937 wurden von ins- 
gesamt 62439 Gefängnisinsassen 2715 = 4,3% mit Hausstrafen belegt!!2). 
Die Zahl der Disziplinarfälle betrug 3970. Im einzelnen wurde verhängt: 


einsame Einschließung*!3) 1932 mal, 
Kostbeschränkung . 2338 mal, 
Verlust von Vergünstigungen, von "Führungsmarken oder 

bereits erdienter Haftzeitverkürzung 2602 mal. 


Auffällig gering ist die Zahl der (geglückten oder auch nur versuchten) 
Entweichungen*): 


1934 22 Fälle bei einer Gesamtgefangenenzahl von 74427, 
1935 ıI ’ ’ ’ ’ ” 69735, 
1936 13 „ un De » 63596, 
ee a. » » r » 62439. 


Daß tatsächlich ein grundsätzlicher Wandel in der Wertschätzung der 
Hausstrafe als Disziplinarmittel eingetreten ist, zeigt die Statistik der Zucht- 
häuser; es wurden: 


von den ein- mit Haus- |für Disziplinar- 
sitzenden strafen belegt verstöße 
Gefangenen 
im Jahresdurchschnitt 1904/07 4296 1607 = 37425 4225 
1934 1829 288 = 15,7% 827 
1935 1745 289 = 16,6% 682 
1936 1646 285 720 656 
1937 1608 233 = 14,4% 558 


Die Zahl der Entweichungen und Entweichungsversuche in den 4 eng- 
lischen Zuchthäusern betrug: 


1934 
1935 
1936 
1937 


NNU O 


Am eindruckvollsten tritt der Wandel in der Auffassung vom Zweck und 
Wesen der Hausstrafe bei Anwendung der (nur männlichen Gefangenen gegen- 
über zulässigen) Prügelstrafe zutage. Sie ist (Gefängnisse und Zuchthäuser) 


von 44 Fällen im Jahresdurchschnitt 1898/1902 


auf 37 Baleni, a 1903/1907, 
e o, ne = Fr 1908/1912, 
ET F, A Jahre 1932, 

2 6 „ >» 3? 1933, 
’ 3 33 177 34 1934 


112) Report 1937 S. 96f. 

us) Der Anstaltsvorsteher kann bis zu 3 Tagen Arrest verhängen, höhere 
Arreststrafen nur das Visiting Committee (s. o. Anm. I1o). 

114) Report 1934 S. 80, 1935 S. 86, 1936 S. 94, 1937 S. 96. 
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zurückgegangen und der Report 1935 vermerkt rühmend, daß dieses Jahr das 
erste in der Geschichte des englischen Strafvollzuges war, in dem dies gesetz- 
lich noch immer zurecht bestehende Hausstrafmittel in keinem einzigen Falle 
mehr verhängt worden ist. Im Jahre 1936 freilich erscheint sie wieder mit 
5 Anwendungsfällen, 1937 mit 2. 

Besonders fällt ins Auge, daß sie in den Sicherungsverwahrungsanstalten, 
in denen man die am meisten verhärteten Verbrecher, jene, die am wenigsten 
zu verlieren haben, anzutreffen erwartet, schon seit 1932 in keinem einzigen 
Falle mehr angewendet worden ist. 

Daß die Prügelstrafe, deren völlige Abschaffung als Kriminalstrafe der 
Gesetzentwurf vom Io. November 1938 vorsieht, in den Vollzugsanstalten 
als äußerste Disziplinarmaßnahme beibehalten werden soll, wird in England 
weithin als der bedauerlichste Mangel dieses sonst allgemein lebhaft begrüßten 
Entwurfes bezeichnet. Man wird dieser Kritik umsomehr Recht geben müssen, 
als der Entwurf so viele Kautelen für sie vorsehen will, daß ihr Wert da, wo sie 
schließlich angewendet werden mag, mehr als fragwürdig erscheint. Wenn eine 
solche Körperstrafe als Disziplinarmaßnahme überhaupt diskutabel ist, dann 
doch nur als unmittelbar folgende Sanktion auf einen schweren Angriff, nicht 
aber nach Tagen oder gar Wochen des Überlegens, Untersuchens, Berichtens 
und schließlich Bestätigens durch die ausschließlich zur Entscheidung zu- 
ständige Zentralinstanz (der Innenminister persönlich). Bei einem so um- 
schweifigen „‚Dienstwege‘‘ geht die mit dieser an sich schon mittelalterlich 
anmutenden Strafmaßnahme beabsichtigte psychologische Wirkung völlig ver- 
loren und bleibt nichts übrig, als ihre nackte Brutalität. 

Am geringsten ist die Zahl der Disziplinwidrigkeiten erfahrungsmäßig in 
den Frauenanstalten. Auch.für England bestätigt das ein Blick in die 
Statistiken der Reports. Als Beispiel sei das Hauptgefängnis für Frauen, die 
Anstalt Holloway in London, herausgegriffen: 


Gefangenen- Durchschnitts- mit Hausstrafen 

gesamtzahl belegung belegt 
1935 3875 352 94 = 2,4% 
1936 3758 347 70 = 1,9% 
1937 3542 331 43 = 1,2% 


Entweichungen und Entweichungsversuche waren in allen drei Jahren 
nicht zu verzeichnen. 

Daß der schon sehr niedrige Prozentsatz der Hausstrafen sich innerhalb 
von 2 Jahren nochmals auf die Hälfte verringert hat (von 2,4% auf 1,2%), 
ist wohl eine Folge des im Strafvollzug an Frauen besonders weit durchge- 
drungenen, im Report 193615) betont in den Vordergrund gestellten Prinzipes, 
alles unnötig Anstalts- und Zwangshafte auszuschalten (weder die Gefangenen 
noch die Aufseherinnen haben mehr die alte Uniform; sie gehen in Kleidern 
individuellen Zuschnitts; man unterstützt das spezifisch weibliche Bestreben 
der Gefangenen nach gefälligem Aussehen), eines Grundsatzes, als dessen 
sichtbare Wirkung eine merkliche Steigerung der Selbstachtung bei den Ge- 
fangenen, ihrer inneren Ausgeglichenheit, ihres Verantwortungsgefühls be- 
zeichnet werden, was insgesamt dann in ihrer Führung günstig zum Ausdruck 
kommt. — Der Report bezeichnet als Leitgedanken dieser Art Strafvollzug"®); 


115) Report 1936 S. 18ff. 
116) Report 1936 S. 20. 
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den gefangenen Frauen das Bewußtsein zu geben, ‚daß jeder, mit dem sie 
in der Anstalt zu tun haben, nicht darauf Wert legt, eine Strafe an ihnen 
zu vollziehen, sondern nur ihnen helfen will, ihr Leben neu aufzubauen, 
und daß diese Hilfe auch nach ihrer Entlassung noch ihnen gewiß ist“. 

Ein völlig anderes Bild vom Disziplinarstrafwesen ergeben notwendiger- 
weise die Borstalanstalten. In ihnen wurden !!?) 


von den einsitzen- | mit Hausstrafen für Disziplinar- 
den Gefangenen belegt verstöße 
1934... - 3297 907 = 27,5% 1409 
1935 FrN 3016 980 = 32,5% 1325 
ie % 2933 333- Boa 1307 
ro37A EIN - 3278 924 = 23,2%, 1340 
Erwägt.man aber, daß an Disziplinarmaßnahmen verhängt wurden: 
Einsame Kostbeschränkung | Verlust von Ver- 
Einschließung günstigungen usw. 
TOSAP U ee, ı1ıg mal 347 mal 1298 mal 
19358 maaa TOL IS 339 »: 12000; 
TOFOR, un DD 2507, REZO, 5, 
KO 377 a 65 >» 216%, DIGO Ly 


so erhellt schon aus dieser Zahlenreihe, daß hier nicht nur das Verhältnis der 
Strafmaßnahmen zueinander ein völlig anderes ist, als in den Gefängnissen 
undZuchthäusern (vorherrschend sind die pädagogisch ungleich wichtigeren, 
sog. negativen, d. h. durch den Verlust einer Vergünstigung, eines Vorrechts, 
charakterisierten Hausstrafmaßnahmen), sondern daß auch — wiederum päda- 
gogisch orientiert — die Anforderungen, die an den einzelnen Borstalinsassen 
und seine persönliche Verantwortlichkeit gestellt werden, ungleich höher und 
mannigfaltiger sind, als in den Strafanstalten für Erwachsene. 

Dies ergibt sich noch eindeutiger, wenn man die Anstalten Lowdham 
Grange und North Sea Camp, beide bestimmt für Jugendliche (bis zu 23 Jahren) 
von normaler geistiger Entwicklung mit guter sozialer Prognose, vergleicht mit 
Camp Hill, Portland, Nottingham, den Anstalten für erheblich Verwahrloste, 
vor allem auch ehemalige Anstaltsfürsorgezöglinge!!7, 118). 


für Disziplinar- 
verstöße 


Es von den einsitzen- 


Aden den Gefangenen mit Hausstrafen belegt 


L4.Gr.| NSC. | zus. Ld. Gr. | NSC.) | zus. Ld.Gr.| NSC. | zus. 
E rer | Fe TE Be N | ae 


1934 |297 | — | 297 | 109 = 36,7% —— 109=36,7% |rıı ! — jııı 
1935 [253 | 64 | 317 | 153 =60,5% | 15 =23,4% |168 =53,0% [153 | 15 |168 
1936 | 262 | 126 | 388 | 169 =64,5% | 36 — 28,6%, | 205 =52,8%, |169| 46 | 215 
1937 |271 | 186 | 457 | 190 =70,1% | 66 =35,5% 256 = 56,0% | 192 | 143 | 335 


!17) Die scheinbare Nichtübereinstimmung der Gesamtziffern der folgenden 
beiden Tabellen erklärt sich dadurch, daß von den in der zweiten Tabelle auf- 
geführten Maßnahmen des öfteren einzelne für denselben Disziplinarfall mit- 
einander verbunden worden sind, andererseits manche Gefangene mehr als 
einmal bestraft worden sind. 

118) Vgl. Sieverts-Quentin a. a. O. S. 204f. 

119) North Sea Camp wurde erst 1935 in Betrieb genommen. 
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In den drei Verwahrlostenanstalten dagegen wurden 


an 


Es. 


wurden el mit Hausstrafen belegt ir ee 
1934 1272 430 = 33,8% 644 
2935 1170 467 = 39,9% 590 
1936 1137 362 = 31,8% 524 
1937 1236 326 = 26,3% 429 
Als Disziplinarmaßnahmen wurden verhängt: 
einsame Einschließung Kostbeschränkung negative Disz.-Strafen 
in: La Gr. | sc. Ld.Gr. | sc. La.Gr. | sc. 
TOTE A d — — — — 109 mal == 
ee a i a Si — — Ir mal — 142 mal | x15 mal 
1936 a rn ME 8 2 mal — 4 » ri 1096, 43 » 
1937 En DU auis an | — — — T90 y 143 » 
In den drei Verwahrlostenanstalten dagegen: 
OEVER IN T 74 mal 208 mal 628 mal 
1935 Ra BR 55 » 220 ,, 573 N 
TOROS vr NE ENE. 64 5 LOL, Se 
Fogaa dene 39 » 138 „ 375 » 


Diese Zahlen zeigen nicht nur, welcher Art Strafen im einzelnen verhängt 
wurden, und daß die beiden am wenigsten auf äußeren Zwang eingestellten 
Anstalten Englands den größten Prozentsatz an Hausstrafen pro Kopf der 
Anstaltsbelegung haben; dreimal soviel, wie die Zuchthäuser, zwölfmal soviel, 
wie im Durchschnitt der Gefängnisse, und 1937 noch immer mehr als das Dop- 
pelte der Borstalanstalten für schon schwerer Verwahrloste; sie machen zu- 
gleich auch sichtbar: einmal die weit freiere Persönlichkeitsentfaltung in diesen 
„offenen“ Anstalten (damit ohne weiteres gegeben die viel mannigfachere 
und häufigere Gelegenheit für die Insassen, aus der Rolle zu fallen); vor allem 
aber den Ernst pädagogischer Bemühung in diesen Anstalten, der alles andere 
ist, als der ihnen von oberflächlichen Kritikern nachgesagte Humanitäts- 
überschwang. 

Hierbei sind die Unterschiede zwischen den beiden Anstalten Lowdham 
Grange und North Sea Camp, die beide etwa gleichartiges Menschenmaterial 
beherbergen, ganz besonders interessant, weil sie beide im Disziplinarstraf- 
wesen pädagogisch voneinander völlig verschiedene Wege zu wandeln scheinen. 
Wenn Lowdham Grange 1937 etwa 70% seiner Gefangenen mit Disziplinar- 
Strafen belegte, North Sea Camp nur 35%, SO wird man nicht fehlgehen, die 
Oben 120) erwähnte enge Lebensgemeinschaft zwischen Beamten und Gefangenen 
in North Sea Camp für diesen günstigeren Stand zur Erklärung heranzuziehen. 
Es scheint diesen Zahlen aber auch eine verschiedene Auffassung darüber 
zugrunde zu liegen, was strafenswert ist. Das erhellt aus der pädagogisch so 
einsichtigen Bemerkung des Leiters von North Sea Camp im Report 1937 SD): 

Bei Verstößen gegen die Hausordnung ist der für ihre Behandlung maß- 
gebende Gesichtspunkt nicht die Heiligkeit und Unverbrüchlichkeit des Regle- 


120) Siehe oben S. 3241. 
121) Report 1937 S. 70. 
Dre 
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ments, sondern die Frage: In welchem Maße würde das, was sich der Junge 
da zuschulden kommen ließ, in normaler Umgebung seinem Fortkommen 
schädlich sein. Hiernach wurde in der Regel die Reaktion bemessen, die man auf 
seinen Verstoß folgen ließ. 

Eine schöne Illustration des Gedankens, daß auch die Anstaltsdisziplin 
nicht Selbstzweck, sondern nur Arbeitsmittel im Rahmen eines höher gesteck- 
ten Zieles sein sollte!22), 


XI. Schlußbetrachtung. 


Das Bild vom englischen Strafvollzuge, das uns die Reports geben, weicht 
in vieler Hinsicht von dem Strafvollzuge anderer Länder, insbesondere vom 
deutschen Strafvollzuge ab. Der Strafvollzug eines Landes ist nicht, wie man 
es überspitzt formuliert hat, notwendigerweise ein Gradmesser seines Kultur- 
niveaus; aber er spiegelt seine gesamte geistige Einstellung wider. 

Die Reports sind aber nicht nur wegen des Bildes, das sie vom gegenwär- 
tigen englischen Strafvollzuge zeichnen, beachtenswert, sondern vor allem des- 
halb, weil sie an der Wende zu großen Reformen im englischen Strafvollzuge 
stehen und sich die Leitgedanken seiner Neugestaltung in ihnen bereits deut- 
lich sichtbar abzeichnen: Abbau des im 19. Jahrhundert ausgebildeten Ver- 
geltungs- und Abschreckungsgedankens in der Behandlung der Gefangenen und 
damit der reinen Repression im Strafvollzug zugunsten kriminalpolitisch wirk- 
samerer Methoden???) ; erweiterte Anwendung der relativ unbestimmten Ver- 
urteilung; Lockerung des Anstaltsreglements zugunsten der Selbstentfaltung 
der Gefangenen durch Appell an ihre besseren Anlagen, Einsichten und In- 
stinkte und unter Hebung ihres Niveaus in straffen, vielseitigem und pflichten- 
reichen „training“ des Körpers, des Geistes und des Willens; Ausbau und Ver- 
feinerung der Klassifikation der Gefangenen ; Ersatz der überalterten Anstalten 
durch besser geeignete Bauten und Räume, vor allem durch Beschränkung der 
kostspieligen, für die meisten Gefangenen überflüssigen Sicherheitseinrichtun- 
gen auf wenige Anstalten; Förderung des Systems der Laienhelfer; Zentrali- 
sierung des Entlassenenfürsorgewesens. Leitgedanken, die der englische Innen- 
minister Sir Samuel Hoare schon in der Parlamentsdebatte vom 4. Juni 1937 
im einzelnen anklingen ließ!2*), und die jetzt in dem Entwurf des Gesetzes 
zur Verbesserung der Schutzaufsicht und des Strafvollzuges ihre Kodifikation 
gefunden haben!®). 


122) Vgl. das oben S, 243 zitierte Wort des ehemaligen Innenministers Clynes 
über Disziplin und Autorität in der Unterhausdebatte vom ı. Dezember 1938. 

129) „Im neuen englischen Strafvollzuge ist kein Raum mehr für die Ge- 
danken der Vergeltung und Abschreckung. Vorbeugung und Erziehung sind seine 
Leitlinien. Deshalb wollen wir auch mit den überlebten Bezeichnungen und 
Einrichtungen, mit dem ganzen Bühnenzauber Viktorianischer Melodramatik, 
aufräumen: Zuchthausstrafe, Polizeiaufsicht, hard labour.“ (Sir Samuel Hoare 
in seiner Unterhausrede vom 29. November 1938 zur Begründung des Gesetz- 
entwurfes vom Io. November 1938. — Parliamentary Debates, House of Commons, 
Vol. 342 Nr. 16 S. 284 —). 

„Vergeltung ist ein Begriff, den wir unsern Überlegungen so fern, wie möglich, 
halten wollen‘ (Generalstaatsanwalt Sir Sommerwell in derselben Debatte — 
a. a. O. S. 379 —). 

124) Vgl. Parliamentary Debates, House of Commons, Vol. 324 No. 116 
S. I3rrff. 

125) „Das einschneidendste Gesetz zur Reform des Strafvollzuges, das je 
dem englischen Parlament vorgelegt wurde“ nennt Sir Samuel Hoare diesen 
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Mitteilungen. 


Mitteilungen aus der Kriminalbiologischen Gesellschaft. 


Die nächste Tagung der Kriminalbiologischen Gesellschaft, 
die die Kriminalbiologie des Sittlichkeitsverbrechers zum Ver- 
handlungsgegenstand haben wird, findet in der Zeit vom 26. bis 28. Sep- 
tember 1939 in Graz (Ostmark) statt. Als Referenten wurden gewonnen: 
Prof. Dr. med. Böhmer, Düsseldorf (Die Feststellung eines Sitilichkeitsverbre- 
chens durch die gerichtlich-medizinische Untersuchung des Täters und des Opfers); 
Prof. Dr. med. Bürger-Prinz, Hamburg (Die Homosexualität); Dr. med. v. Geb- 
sattel, Fürstenberg (Psychologie und Pathologie der Triebe); Prof. Dr. phil. 
Gehlen, Königsberg (Über den anthropologischen Aspekt des menschlichen Trieb- 
daseins); Prof. Dr. med. Kinberg, Stockholm (Der Inzest); Reg.-Med.-Rat 
Dr. phil. u. med. Meywerk, Hamburg (Die Entmannung von Sittlichkeitsver- 
brechern — Anzeigen zur Entmannung, Folgen und Erfolge der Entmannung) ; 
Doz. Dr. med. habil. Roggenbau, Berlin (Geistige Erkrankung und Sittiichkeuts- 
verbrechen) ; Prof. Dr. med. Sand, Kopenhagen (Die Erfahrungen mit der Ent- 
mannung von Sittlichkeitsverbrechern in Dänemark); Prof. Dr. iur. Sieverts, 
Hamburg (Umfang und Verbreitung der Sütlichkeitskriminalität in Deutschland 
und anderen Nationen); Prof. Dr. iur. Seelig, Graz (Der gewalttätige Sittlichkeits- 
verbrecher) , Prof. Dr. med. Stumpfl, Innsbruck (Erbbiologische Untersuchungen 
an Sittlichkeitsverbrechern) ;, Prof. Dr. med. Villinger, Bethel (Der Jugendliche 
als Sittlichkeitsverbrecher) , Frau Dr. Wieser, Wien (Die Handschrift der Sittlich- 
keitsverbrecher); Prof. Dr. med. Wiethold, Kiel (Der Jugendliche als Opfer 
eines Sittlichkeitsverbrechens). An die Referate soll sich eine Aussprache an- 
schließen. Außerdem ist eine Besichtigung des von Hanns Groß gegründeten 
kriminalistischen Institutes der Universität Graz und der Männer-Strafanstalt 
Graz-Karlau geplant. Anmeldungen und Anfragen entweder an Prof. v. Neu- 
reiter, Berlin-Dahlem, Unter den Eichen 82 oder an Prof. S eelig, Graz, Kriminal. 
Institut, Mozartstr. Die Schriftführer: v. Neureiter und Seelig. 


Die Kriminalität in Ungarn in den Jahren 1935—1937. 
Von Prof. E. Hacker, Miskolc (Ungarn). 


Die Kriminalität in Ungarn zeigte in den Jahren 1935—1937 nachstehende 
Verschiebungen auf. Damit das Anstellen von Vergleichen mit den in unseren 


Entwurf. — Seine ausführliche 2. Lesung am 29. November und ı. Dezember 1938 
hat gezeigt, daß seine Grundgedanken vom ganzen Unterhaus, ohne Unterschied 
der Parteien, restlos gutgeheißen werden. Besonders eindrucksvoll ergeben diese 
Einmütigkeit die Kommissionsberatungen des Entwurfes im Unterhausausschuß 
vom 7. Februar bis 20. April 1939 (vgl. die stenographischen Berichte der Aus- 
schußberatungen in Parliamentary Debates, House of Commons, Standing 
Committee A, Official Report, Criminal Justice Bill, S. —644). Sowie das Gesetz 
vom Parlament angenommen sein wird, wird in dieser Monatsschrift ausführlich 
darüber berichtet werden. 
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früheren Berichten!) befindlichen Zahlen erleichtert sei, fügen wir auch die 
aus 1934 stammenden Zahlen hier bei. 


Durch die königl. Gerichtshöfe und Bezirksgerichte wurden wegen Ver- 
brechen und Vergehen insgesamt verurteilt in 
1934 1935 1936 1937 
46 032 43 706 53 695 52 109 
Die immer auf 100000 Strafmündige berechnete Kriminalitätsziffer ge- 
staltete sich bezügliclı der ganzen Kriminalität nachstehend: 
1934 1935 1936 1937 
701 741 817 793 


Bei einigen wichtigeren Deliktsgruppen war die Zahl der Verurteilten 
nachstehende: 


1934 1935 1936 1937 
Mord, andere vorsätzliche Delikte 
gegen das Leben .„ . . en 272 248 321 337 
Notzucht und Schändung . ER 314 259 312 306 
Sittlichkeitsdelikte, insgesamt . . 791 660 749 786 
Schwere Körperverletzungen . . 4079 4156 4478 4399 
Schwere Körperverletzungen, die 
Tod verursachten . .. 3 127 II7 94 144 
Körperverletzungen, insgesamt. ESERZTSTT: 11797 12073 11684 
Diebstähle (die durch die Gerichts- 
höfe abgeurteilten, daher die 
schwereremtbälle)y u 4.71 417728376 9797 11154 10479 
Leichtere Diebstähle usw. . . . . 14815 15123 15595 14302 
Raub e 104 108 129 95 
Betrug u. verwandte Tatbestände 3729 3571 4028 4608 
Urkundenfälschungen . .... 909 884 827 849 


Die Verschiebungen bei der Zahl der Vergehensdelikte sind ziemlich 
konform zu den Änderungen in den wirtschaftlichen Verhältnissen. 

Die wichtigsten kriminogenen Faktoren zeigen nachstehende Einwir- 
kungen. 


Die Kriminalität der beiden Geschlechter zeigt folgende Abweichungen: 


1934 1935 1936 1937 
Absolute Zahl der Verurteilten: 


Männer 36566 38775 42602 41477 


Frauen 9466 9931 11093 10632 

Prozentuelle Verteilung der Ver- 
urteilten: Männer 79,4% 79,6% 79,3% 79,6% 
Frauen 20,6% 208 20,70, 20,4% 
Kriminalitätsziffern: Männer 1146 1215 1335 1300 
Frauen 280 293 328 314 


In der Bevölkerung waren die Männer mit 48,9%, die Frauen mit 51,1% 
vertreten. 


1) Unseren letzten Bericht siehe in der Monatsschrift Bd. 27 S. 278ff. 
Die angeführten, beziehungsweise bei den Berechnungen verwendeten absoluten 
Zahlensiehein den Ungarischen Statistischen Jahrbüchern der betreffenden Jahre. 
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Die wirtschaftliche Lage der Verurteilten war folgende: 


1934 
Von den Verurteilten waren ver- 
mögenslos ... Ve 86,50% 
besaßen etwas Vermögen an 0 W.0:00, 
waren vermögend . . 2... . 36% 


1935 


86,6% 
9,7% 
3,7% 


1936 


85,9% 
10,1% 
4,0% 


343 


1937 


85,3% 
10,6% 


4,1% 


Die in verschiedenen Berufen Beschäftigten wiesen nachstehende auf 
100000 Strafmündige berechneten Kriminalitätsziffern auf: 


1934 
Pandwistschaft ae Be er: 647 
Bergbau, Hüttenwesen .. . . - 443 
Cewerbe m De: 780 
IDEE a ra a E a a -a TTOZ 
Verkehr .. eh 691 
Öffentlicher Dienst, freie "Berufe . 381 
Tagelöhner . . . ME IER "31001 
Dienstboten We se a sah. 968 


1935 
701 
700 
815 

1136 
580 
412 

3093 
938 


1936 
812 
563 
849 

1213 
601 
440 

3417 

To8ı 


1937 
768 
587 
831 

1231 
820 
421 

3275 
945 


Die auf Grund des Familienstandes berechneten Kriminalitätsziffern 


zeigen nachstehende Differenzen: 


1934 
Unverheiratete. Ses egs e poio 930 
Merheirateter au ke. 3 624 
Verwitweten en Are, 288 
Beschtedenenn Power NRE. yai 1328 


1935 
998 
658 


274 
1322 


Von den Verurteilten hatten Kinder im Jahre 


1934 1935 


43,9% 41,8% 41,3% 


1936 
1094 
728 
313 
1459 


1937 


41,8% 


1937 
1063 
701 
320 
1584 


Der abweichende Bildungsgrad hat sich auf die Kriminalitätsziffern 


folgend ausgewirkt: 


1934 
bei jenem mit höherem C ne 
grad... 214 
bei den des Schreibens u. "Lesens 
Kundigen . . 718 
bei den nur des Lesens Kundigen 86 
bei jenen die weder schreiben noch 
lesen De 587 


1935 


221 


763 
103 


574 


Auf 100000 Strafmündige der verschiedenen 


kamen Verurteilte: 


1934 
Renee ee 736 
recht Kath au e ee 826 
en. a na 039 
Evang. AS Lo NENNE 513 
Crech Orient ai. ta ee 743 
T ee ee Ti e 716 
loreena e a a 695 
apen N een 416 
Konfessionslose . . . o ao 966 


1935 
783 
846 
672 
556 
756 
680 
687 
625 

1400 


1936 
222 


836 
93 


693 


1937 
242 


810 
128 


681 


Religionsgemeinschaften 


1936 
855 
1049 
784 
606 
878 
681 
656 
425 
966 


1937 
838 
976 
733 
567 
853 
920 
676 
350 

1633 
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Auf 100000 Strafmündige kamen Verurteilte bei den 


1934 1935 1936 1937 
Ungarn ee A 719 759 836 813 
Deutschen“ TE- Wim ka Ze Ne 421 422 445 420 
Slowaken hsa re ee: 492 591 607 553 
Rumänien. ph SER 653 946 969 792 
Kroaten ee N 630 647 747 642 
Serben Mo e Aa UNE ENN, 770 833 600 850 
Zigeu nern e. A OSA 6880 TI 000 I0 100 


Die einzelnen Altersgruppen wiesen nachstehende Kriminalität auf: 


1934 1935 1936 1937 
72T jahrigeß. ar PH 517 656 779 842 
18—2njährigeiee Im, are Io3I 957 954 81o 
22 2QjjAhrige We we 07 IIIQ 1281 I22I 
30—49jährige . u. . aaa a’ 768 810 875 862 
übers5ojährigen Sun sr 282 297 335 333 
Vorbestraft war von den Verurteilten der nachstehende Anteil: 
1934 1935 1936 1937 
im allgemeinen 12542 (27,2%) 13829 (28,3%) 15997 (29,8%) 16444 (31,6%) 
einmal ... 54II (11,7%) 5938 (12,2%) 6746 (12,6%) 6607 (12,7%) 
2—3mal. . . 4277 ( 9,3%) 4652 ( 9,5%) 5395 (10,0%) 5566 (10,7%) 
öfters . . . . 2854 ( 6,2%) 3239 ( 6,6%) 3856 ( 7,2%) 4271 ( 8,2%) 
Von den Verurteilten genossen Alkohol: 
1934 1935 1936 1937 
in größerem Maße . ...... 28% 2,6% 2,9% 3205 
mabiek 77 re ER 68,094 65,5% 64,9% 67,0% 


Auf 100000 Strafmündige kamen nicht nur wegen Verbrechen und Ver- 
gehen im allgemeinen, sondern auch wegen Vergehen der Ehrenbeleidigung 
Verurteilte und wegen Übertretungen mit Strafmandat belegte Individuen, 
die zwei letzteren Kategorien der Verurteilten kann man hier aus statistisch- 
technischen Gründen nicht ausscheiden, in folgendem Maße in 


1934 1935 1936 1937 

derttkauptstadt iam. ee 1690 1613 1424 1562 

den autonomen Städten . . .. 1563 1544 1643 1615 

den kleineren Städten . . . .. 1232 1371 1476 1474 
den Gemeinden mit mehr als 

10000 Einwohnern . . . . . . 1282 1337 1582 1362 

Anderswo TERE 202, I4II 1480 1466 


Endlich möchten wir noch bemerken, daß bei einzelnen Kategorien — 
z. B. bei einzelnen Berufsarten, Nationalitäten usw. — die Zahl ihrer Mit- 
glieder derartig gering ist, daß das sog. Gesetz der großen Zahlen nicht zur 
Geltung kommen kann. Übrigens verweisen wir auf unsere in den früheren 
Berichten befindlichen Bemerkungen. 
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Besprechungen. 


Lange, Fritz: Die Sprache des menschlichen Antlitzes. Eine wissen- 
schaftliche Physiognomik und ihre praktische Verwertung im Leben und in 
der Kunst. 2. erweit. Auflage. J. F. Lehmanns Verlag, München, 1939. 236 S 
Geh. RM. 8.—; geb. RM. 9,40. 


Das Buch stellt das Ergebnis langjähriger physiognomischer Studien des 
bekannten Orthopäden dar. Es soll nicht nur Ärzten, sondern auch allen Laien, 
die für Physiognomik Interesse haben, eine Einführung in die Probleme der 
physiognomischen Wissenschaft geben und gleichzeitig ihre Möglichkeiten und 
ihre Grenzen vor Augen führen. 


Der Verf. verfolgt nach einer „Geschichte der Physiognomik“ die Entwick- 
lung des menschlichen Gesichtes von der Geburt bis zum Tode und versucht auf- 
zuzeigen, wie sich Temperament und Charakter, Beruf, Sprache, Krankheiten, 
ernste und frohe Erlebnisse in das Gesicht einzeichnen. Neben dem Einfluß des 
Lebensschicksals betont er unter Heranziehung der modernen Rassen- und 
Konstitutionslehre die Bedeutung der Erblichkeit für Form und Ausdruck des 
Gesichtes. 


Der Schwerpunkt des Buches liegt auf der sorgfältigen Analyse der ana- 
tomischen Grundlagen der Physiognomik. Eingehend wird die Bedeutung der 
einzelnen Teile des Gesichtes und, da die im Leben erworbenen Veränderungen 
am häufigsten durch Muskelarbeit bedingt sind, die Funktion der verschiedenen 
Muskeln für den Ausdruck dargestellt. 


Über den engen Rahmen rein physiognomischer Fragen hinaus werden auch 
Grenzfragen berührt, die in das Gebiet der Kunst, der Welt- und Literatur- 
geschichte hineingehören. 


Wenn die Schlußfolgerungen des Autors auch nicht in jedem einzelnen 
Punkte überzeugend erscheinen, so ist das nach Jahresfrist bereits in 2. Aufl. 
erschienene Buch doch sehr interessant und anregend, allein schon durch die 
Fülle guter Einzelbeobachtungen. Der Text wird durch ein vielseitiges, sorgfältig 
ausgewähltes Material von 311 Bildern ergänzt. 

Berlin. Hertha Lange-Cosack. 


Steigertahl, Georg: Fürsorgerische, strafrechtliche und polizeiliche 
Maßnahmen gegenüber sozial-schwierigen und asozialen Per- 
sonen. (44 S.) DV.-Schriften. Beiträge d. Dtsch. Vereins f. öff. u. priv. 
Fürsorge zur Forschung und Praxis der dtsch. Wohlfahrtspflege. H. 2/1938. 
Hrsg. Dtsch. Ver. f. öff. u. priv. Fürsorge. Eerlin C 2. 


Die Bestrebungen für die Schaffung eines Bewahrungsgesetzes sind nicht 
neu. Vor allem seit 1935 ist diese Forderung immer wieder erhoben worden, 
und die Gründe, die besonders von seiten der im Dienste der Volkswohlfahrt und 
öffentlichen und privaten Fürsorge stehenden Autoren vorgebracht worden sind, 
sind durchaus überzeugend (vgl. insbesondere Gerl in NS.-Volksdienst 1935 H. 12 
S. 360f.; DJZ. 1935 H. 21 S. 1274#f.; DRZ. 1935 H. 11 S. 298f.; Dtsch. R. 1935 
H. 21/22 S. 550ff., Roestel in Bl. f. Gefkde. 68, 1937 S. 140ff., und besonders 
Schmidi, Das Bewahrungsgesetz im neuen Recht und seine Beziehungen zum 
Strafrecht. Rechtsvergleichende Untersuchungen z. ges. Strafrechtswiss. Hrsg. 
von E. Schwinge, H. 8, 1937). 

Die vorliegende Schrift, deren Verfasser als Direktor des Amtes für Wohl- 
fahrtsanstalten in Hamburg eine besondere Autorität auf dem behandelten 
Gebiet für sich in Anspruch nehmen darf, ist ein neuer Appell zur Schaffung 
eines deutschen Bewahrungsgesetzes für Asoziale. Verfasser weist auf die Er- 
fahrung hin, daß hinsichtlich der Maßnahmen gegen asoziale und sozial-schwierige 
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Personen immer dann richtig gehandelt wurde, „wenn eine Stelle die Haupt- 
verantwortung übernahm, und zwar jene Stelle, die den besten Gesamtüberblick 
besaß“ (S. 3), vor allem deshalb, weil nicht nur die schwer asozialen Elemente 
zu erfassen und auszusondern sind. Diese werden im allgemeinen von der Straf- 
rechtspflege und der Polizei erfaßt, dagegen verbleibt die weit größere Menge 
derer, die leichtere Kennzeichen unsozialen Verhaltens zeigen, den Fürsorge- 
verbänden. Aber auch die erste Gruppe kann im Straf- und Strafvollzugsver- 
fahren nur vorübergehend behandelt werden, während sie nach Ablauf des 
Strafvollzugs oder der Sicherungsbehandlung wieder der Fürsorge zufällt. Um 
dieser umfassenden Aufgabe gerecht werden zu können, um insbesondere die Auf- 
gabe der Verwahrung von der der strafrechtlichen und Sicherheitsmaßnahmen 
abgrenzen zu können, ist ein fürsorgerechtliches Bewahrungsgesetz unent- 
behrlich. 

Verf. geht sodann auf die Symptome des asozialen Verhaltens ein (S. off.) 
und stellt fest, daß diese viel schwerer zu erkennen sind als die meisten glauben, 
da solches Verhalten mit antisozialer verbrecherischer Betätigung nicht ohne 
weiteres gleich zu setzen ist. Verf. weist dabei besonders auf die Einteilung hin, 
wie sie in der Bewahrungsanstalt Hamburg-Farmsen zugrunde gelegt wird: 
I. Anstaltspflegebedürftige, aber nicht Heilanstaltspflegebedürftige, zur Ver- 
wahrlosung neigende Geisteskranke und Geistesschwache; 2. psychopathische 
zur Verwahrlosung neigende Menschen, und zwar vorwiegend a) mit Trunk- und 
Rauschgiftsucht, b) mit Wandersucht und triebhafter Unstetigkeit, c) mit hoch- 
gradiger Arbeitsscheu, d) mit Verwahrlosung auf sexueller Grundlage. Sodann 
auf den Begriff des Asozialen, wie ihn zuletzt Sivobl in der Dtsch. Z. f. Wohlfahrts- 
pflege 1938 S. 530 gegeben hat, der als asozial die Menschen ansieht, „die hilfs- 
bedürftig sind oder Angehörige hilfsbedürftig machen, sich aber gleichgültig oder 
ablehnend gegen die Fürsorge verhalten, so daß diese ihnen gegenüber besondere 
Maßnahmen ergreifen muß“ (S. 12). Daß diese letztere Definition den Bedürf- 
nissen der Fürsorge besser entspricht als eine im wesentlichen auf medizinischen 
und kriminal-psychologischen Begriffen aufgebaute, liegt ohne weiteres auf der 
Hand. Damit hängt auch zusammen, daß fürsorgerische Maßnahmen, wie Ent- 
mündigung, polizeiliche Einweisung, Bewahrung und andere zwangsfürsorge- 
rische Maßnahmen „nicht ausschließlich, wie bisher, auf der medizinischen 
Indikation, sondern auch auf der fürsorgerischen Indikation aufgebaut werden 
müssen‘, wie Verfasser S. 13 mit Recht hervorhebt. Immerhin wird aber auch 
durch diese Erkenntnis nicht erreicht, daß die Abgrenzung des Aufgaben- und 
Tätigkeitsgebietes zwischen Polizei und Strafrechtspflege auf der einen, der 
Fürsorge auf der anderen Seite eindeutig durchführbar ist, da der in Betracht 
kommende Personenkreis der zu Behandelnden schwer zu umgrenzen ist und sich 
demzufolge recht oft positive und negative Kompetenzkonflikte ergeben werden, 
um so mehr dann, wenn die drei Verwaltungszweige keiner einheitlichen örtlichen 
Oberinstanz unterstehen. Hier liegt der Hauptgrund für die Notwendigkeit 
eines Bewahrungsgesetzes, das diese Schwierigkeiten behebt (S. 18). — Die 
weiteren Ausführungen des Verfassers sind den Personengruppen der Schwach- 
sinnigen und Psychopathen gewidmet, den Trunksüchtigen, Bettlern, Land- 
streichern und unbotmäßigen Prostituierten, den arbeitsscheuen und unwirt- 
schaftlichen Personen, den Strafentlassenen, den asozialen Tuberkulose- und 
Geschlechtskranken, den asozialen und sozial-schwierigen Familien, den dementen 
Alten und der Gefährdetenfürsorge, wobei Verfasser nicht nur auf eine gute 
Charakterisierung dieser Erscheinungsformen, sondern auch auf die Einwirkungs- 
möglichkeiten einerseits der Strafrechtspflege, andererseits der Fürsorge Wert 
legt. Den Schluß bilden 7 Leitsätze für ein einheitliches Vorgehen gegenüber 
asozialen und sozial-schwierigen Personen, die vollste Zustimmung verdienen 
(S. 43£.). — Das Buch kann allen an der Fürsorge und Kriminalpolitik in- 
teressierten Stellen aufs wärmste empfohlen werden. 

Köln. Bohne. 
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Mezger, Edmund: Deutsches Strafrecht. Ein Grundriß. Junker und Dünn- 
haupt, Berlin 1938. 234 Seiten. Geb. RM. 8.—. 


Das Lehrbuch des Verfassers, dessen erster Auflage von 1931 bereits nach 
anderthalb Jahren eine zweite folgen mußte, hat die Fachwelt mit dem der indi- 
viduellen wissenschaftlichen Leistung gebührenden Danke aufgenommen. Daß 
dieses Werk sehr rasch in dem Sinne veraltete, daß es nicht mehr den Anspruch 
erheben konnte, den Stand der Gesetzgebung und der Theorie wiederzugeben, 
liegt an dem Gang der Entwicklung, die diese und jene seither in neue Bahnen 
gewiesen und die Struktur der Materie wesentlich gewandelt hatte. Diesen Um- 
Ständen suchte der Verfasser im Jahre 1936 durch eine Schrift Rechnung zu 
tragen, die dazu bestimmt war, die Darstellung zu ergänzen und stellenweise den 
neu gewonnenen Erkenntnissen anzupassen, besser aber in die Form eines Nach- 
trags als in die eines sehr fragmentarisch gehaltenen Leitfadens gebracht worden 
wäre. Über ihn ist im Jg. 1937 S. 61ff. dieser Mschr. berichtet worden. 


Wenn Verfasser sich nunmehr zu einer dritten Publikation entschloß, so 
mußte eine in sich abgeschlossene Darstellung geboten werden, welche Lehrbuch 
und Leitfaden ersetzte und eine selbständige Einheit bildete. Erwarten konnte 
man sie noch nicht; denn weder hat die Gesetzgebung noch hat die Theorie bisher 
Resultate erzielt, welche gestatteten, ein abgerundetes Bild davon zu geben. Und 
die systematische Verarbeitung eines zum weitaus überwiegenden Teile völlig 
überholten Gesetzes und in wesentlichen Punkten noch sehr wenig geklärter 
Prinzipien der Gesetzesreform und Gesetzesinterpretation stellt Anforderungen, 
die nicht erfüllt zu haben niemandem zum Vorwurf gereichen kann. Dem Re- 
ferenten liegt es deshalb auch vollkommen fern, so unbillige Ansprüche zu stellen. 
Nicht verschweigen aber kann er ehrlicherweise den Zweifel, ob der nun vor- 
gelegte „Grundriß‘ einem vorhandenen Bedürfnis zu genügen vermag. 


Unter den 114 (115) Stücken, in die der Stoff gegliedert ist, findet sich kaum 
eines, das nicht seine Ergänzungsbedürftigkeit selber dadurch dokumentierte, 
daß es auf die früheren Publikationen verweist, denjenigen Leser also, dem es 
um ein eindringliches Verständnis zu tun ist, zwingt, nicht nur das Lehrbuch, 
sondern außerdem den Leitfaden mit zur Hand zu nehmen; denn der Stoff ist so 
verteilt, daß der Leitfaden trotz seines erheblich geringeren Umfangs Ausfüh- 
rungen enthält, deren Wiederholung im Grundriß unterblieben ist. Ergänzend 
treten verschiedene Aufsätze des Verfassers hinzu, während sonstige Literatur 
nur gelegentlich aufgeführt, jede Auseinandersetzung mit ihr vermieden wird. 
Aus der Judikatur werden die bedeutsamsten Entscheidungen der letztvergange- 
nen Jahre verzeichnet und nicht selten behutsam bewertet. 


Der Rahmen eines vollständigen Systems ist festgehalten. In vier Teilen 
wird die Lehre vom Strafgesetz, vom Verbrechen, von seinen Rechtsfolgen und 
von den einzelnen Straftaten abgehandelt. Der zweite Teil befaßt sich in sechs 
Abschnitten mit dem Täter und seiner Tat, mit der Rechtswidrigkeit, der Schuld, 
dem Versuch, der Teilnahme und der Konkurrenz. Von den (freilich wenig glück- 
lichen) Ansätzen zu einer völlig veränderten Systematik der Verbrechenslehre 
im Leitfaden (S. 4off.) ist also nichts weiter übrig geblieben, als daß der Täter- 
begriff an die Spitze gestellt worden ist. „Für eine zeitgemäße Ganzheitsbetrach- 
tung auf strafrechtlichem Gebiete ist dies der beherrschende Gesichtspunkt jeder 
Strafrechtlichen Systematik; alle anderen Merkmale der Straftat erscheinen 
damit als Ausschnitte des Kreises, in dessen Mittelpunkt der Täter steht“ (S. 39). 

ie einzig sichtbare Folge dieser Schwergewichtsverschiebung ist nun aber 
weiter, daß die gesetzlichen Voraussetzungen der Zurechnung, soweit sie in der 
Person des Täters gelegen sind, hier (21) bereits erstmalig erörtert werden, um 
dann in der Schuldlehre (36—38) nochmals zur Darstellung zu gelangen. Außer 
dem Lebensalter und der Geistesbeschaffenheit figurieren dabei als „sonstige 
bersönliche Eigenschaften“ diejenigen, welche zum Gewohnheitsverbrecher, und 
diejenigen, welche zum Subjekt von Sonderverbrechen prädisponieren. „In allen 
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diesen Erwägungen liegen bedeutsame Ansätze zu einer Lehre vom Tätertypus, 
die sich in der neuen Strafrechtswissenschaft immer mehr ... auszuwirken be- 
ginnt. Es muß an dieser Stelle genügen, auf diese wissenschaftlich bedeutsame 
Entwicklung kurz hingewiesen zu haben“ (S. 45). 

Der dritte Teil wird durch einen Abschnitt eingeleitet, der die Überschrift 
trägt: „Das Willensstrafrecht und die sog. Zweispurigkeit‘‘, ohne daß erkennbar 
gemacht würde, welche gedankliche Affinität hierdurch die Copula „und“ zum 
Ausdruck gelangen soll. Müßte doch das Willensstrafrecht, wenn es wirklich zum 
Prinzip erhoben würde, die Struktur der Tatbestände maßgeblich bestimmen, 
wogegen die Zweispurigkeit eine Differenzierung der Rechtsfolgen andeutet. Daß 
sich der Gesetzgeber schon im November 1933 zu ihr bekannt hat, „hat sich als 
der richtige Weg erwiesen‘ (S. 133). Daß aber damit die Strafbemessung in $ 20a 
in unaufhebbarem Widerspruch steht, muß auch Mezger zugeben. Darin werden 
der Strafe neben der Sühne der Schuld Sicherungsaufgaben zugewiesen, die nicht 
an die Tat, sondern an den Täter anknüpfen, und zwar ohne Rücksicht darauf, 
ob diesem aus den Ursachen seiner Gefährlichkeit ein Vorwurf gemacht werden 
kann (34). Im Gegensatz zur Schuld ist also die Strafe „mehrdimensional‘‘, ein 
Eingeständnis, das in seiner Konsequenz der ganzen Scheidung der Funktionen 
die einzig tragfähige Stütze entzieht. Von einem wesensmäßigen Gegensatz kann 
dann jedenfalls nicht mehr die Rede sein. 

In der Darstellung des besonderen Teils (S. 153—231) tritt die Willkürlich- 
keit in der Auswahl der Gegenstände und in der Bemessung des ihnen zugewiese- 
nen Raumes besonders stark in Erscheinung. Der ganzen Anlage des Buches ent- 
spricht es und kann insoweit als gerechtfertigt gelten, daß die neu kodifizierten 
Materien des Hoch- und Landesverrats, der Untreue, der Trunkenheit u. a. mit 
größerer Ausführlichkeit behandelt werden. Dieser Gesichtspunkt reicht aber 
nicht aus, um zu erklären, warum die sonst nur selten einmal kurz berührte 
geschichtliche Entwicklung bei den Staatsverbrechen eine volle Seite füllt und 
bis auf Romulus zurückgeführt wird, und daß bei einer ganzen Reihe einschlä- 
giger Tatbstände die Strafdrohungen ausführlich verzeichnet werden, während 
so wichtige Straftaten und so komplizierte Tatbestände wie etwa Aufruhr und 
Landfriedensbruch nur genannt, andere wie Brandstiftung und Wucher mit ein 
paar Zeilen abgetan werden. Aber auch solche Delikte, denen eine besondere 
Aktualität fehlt, wie Tötung und Beleidigung, erfahren eine unverhältnismäßig 
gründliche Behandlung, die z. B. beim Objekt der Tötung sich über volle zwei 
Seiten erstreckt und bis in die Einzelheiten des Geburtsvorganges eindringt. Von 
der Tötung losgetrennt und in einen Abschnitt verwiesen, in dem außerdem 
die Religionsdelikte und die Sittlichkeitsdelikte behandelt werden, findet sich 
die Abtreibung mit der Begründung, die Strafdrohung verfolge hier bevölkerungs- 
politische Zwecke. Indessen steht damit weder die neu vorgenommene syste- 
matische Einordnung im Einklang, noch vermag der Grundgedanke zu über- 
zeugen. Gewiß haben im Abwehrkampf gegen die abolitionistische Propaganda 
derartige Argumente Verwertung gefunden; aber das wäre nicht anders ge- 
wesen, wenn jemals eine ähnliche Bewegung zugunsten der Freigabe des Mordes 
aufgekommen wäre. Und wie die Tötung eines menschlichen Lebewesens dazu 
kommen sollte, in einem bestimmten (oder vielmehr sehr unbestimmten und 
physiologisch keineswegs maßgeblichen) Zeitpunkt so völlig seinen Charakter 
zu wechseln, bleibt ganz unerfindlich. Das Verbot der Tötung der Leibesfrucht 
ist in einem Kulturstaat ethisch fundiert wie das der Tötung des Menschen. 
Dieser Gesichtspunkt tritt nicht erst mit der Geburt in Wirksamkeit. 

Von einem Buche Mezgers versteht es sich von selbst, daß es allenthalben 
fruchtbare, anregende und belehrende Ausführungen enthält. In diesem Buche 
gilt das im besonderen von den Partien, in denen der Verfasser zu den „neuen 
Horizonten“ in kritischer Besinnung Stellung nimmt. Dafür die Belege zu 
erbringen oder gar auf dogmatische Einzelfragen einzugehen, verbietet sich im 
Rahmen einer bloßen Anzeige. Diese mußte sich auf ein Gesamturteil beschrän- 
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ken, das in erster Linie auf die Anlage des Werkes bezogen ist und deshalb 
wesentlich negativ ausfallen mußte. Ich habe damit nicht zurückgehalten in 
der Erwägung, daß Mezgers wissenschaftliche Autorität durch freimütige Kritik 
mehr geehrt wird als durch farblose Komplimente. 


Godesberg. Graf zu Dohna. 


Pfahler, Gerhard, Prof. Dr.: Warum Erziehung trotz Vererbung? 
3. umgearb. Auflage. B. G. Teubner. Leipzig u. Berlin 1938. 163 S. geb. 
RM. 3.20. 


Das bereits in dieser Monatsschr. Jhg. 1937 S. 55 rühmend besprochene, 
auch für die Kriminalpädagogik wichtige Buch war in kurzer Frist bereits 
vergriffen, ein Zeichen, wie viele Kreise heute Antwort auf die Frage des Titels 
verlangen, um der Gefahr eines lähmenden Erbfatalismus zu entgehen. Im 
Gegensatz zur 2. Aufl. ist in dieser Aufl. manches neubearbeitet und auf den Stand 
der inzwischen fortgeschrittenen Forschung gebracht worden. Das gilt vor allem 
von dem 3. Kapitel: Rasse und Erbcharakter, in dem der Verf. jetzt enge Zusam- 
menhänge zwischen Erbcharakteren und Rassecharakteren durch die neueste For- 
schung für erwiesen ansieht. Die Grundthese des Buches ist die alte geblieben! 
Im Raum der Vererbung ist der der Erziehungsmöglichkeitaufzusuchen! Sieverts. 


Zimmermann, Walter, Prof. Dr.: Vererbung „erworbener Eigenschaf- 
ten“ und Auslese. Verlag Gust. Fischer, Jena 1938. 346 S. Brosch. RM. 
17.—, geb. 18.50. 


Das vorliegende Werk füllt das Bedürfnis nach einer neuen monographi- 
schen Behandlung der Frage der Vererbung „erworbener Eigenschaften“ (VeE) 
aus, einer Frage, die heute wieder in den Mittelpunkt nicht nur des erbwissen- 
schaftlichen Interesses gerückt ist. Mit ungemeiner, fast umständlicher Gründ- 
lichkeit sind hier das einschlägige Tatsachenmaterial und sämtliche Lehr- 
Meinungen zusammengetragen, streng systematisiert und kritisch geprüft 
worden. Der Verf. kommt zu folgendem Ergebnis über unseren jetzigen Wissens- 
Stand: „Es gibt eine VeE. insofern, als die Organismen in der Lage sind, durch 
Erbänderungen neue Eigenschaften zu erwerben und das derart geänderte 
Erbgut auf die Nachkommen zu übertragen. Es gibt aber keine VeE. in dem 
Sinn, daß persönliche Veränderungen des Leibes und Geistes eine entsprechende 
Änderung des Erbgutes auslösen. Welche Bedingungen Erbänderungen aus- 
lösen, ist in den meisten Fällen unbekannt. Soweit bisher bekannt, muß ein 
auslösender Außenreiz das Erbgut unmittelbar (ohne Vermittlung des „Somas“‘) 
treffen. — Es gibt eine Grundlage für die Annahme über „VeE.“ in folgendem 
Sinn: In der Stammesgeschichte haben sich vorzugsweise „Anpassungen“, d. h. 
den Organismen „zweckmäßige‘‘ Einrichtungen gehäuft. Jedoch sind unter 
den Erbänderungen, soweit sie unmittelbar beobachtet werden konnten, die 
Anpassungen keineswegs bevorzugt, im Gegenteil überwiegen die gleichgültigen 
und nachteiligen Erbänderungen. — Es gibt keine VeE. im lamarkistischen 
Sinn, d. h. persönliche Anpassungen übertragen sich nicht auf die Nachkommen. 
Die orthogenetische Häufung zweckmäßiger Einrichtungen in der Stammes- 
geschichte ist im Sinne der Selektionslehre zustande gekommen durch das 
Wirken fortgesetzter Auslese der Lebenstüchtigen.‘ 


Für die Kriminalbiologie ist das Werk natürlich nur von mittelbarer Be- 
deutung, da das Thema für den Menschen bisher von allen Lebewesen am 
wenigstens erforscht (weil kaum erforschbar) und geklärt ist. (Bezeichnender- 
Weise sind m. E. gerade diese Partien des Buches der Gefahr des Schlagwortes, die 

erf. sonst so mit Erfolg vermieden hat, nicht ganz entgangen.) Aber da die 
Kriminalbiologie letztlich auf den allgemeinen biologischen Grundfragen aufbaut, 
darf auch sie an diesem Buch nicht vorübergehen. Sieveris. 
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Quentin, Dr. iur. Hans Georg, u. Prof. Rudolf Sieverts: Die Behandlung 
der jungen Rechtsbrecher im Alter von 17 bis 23 Jahren in Eng- 
land unter besonderer Berücksichtigung des Borstal-Systems. — 
Blätter für Gefängniskunde, 68. Bd. S. 163—239, oder als Sonderheft: Winters 
Univ.-Buchhandlung, Heidelberg 1937. Brosch. RM. 2.—. 

Die 17- bis 21 jährigen Rechtsbrecher gelten in England als voll zurechnungs- 
fähig. Sie unterstehen nicht der Jugendgerichtsbarkeit. Alle Strafarten, ein- 
schließlich Todesstrafe, Zuchthaus und Prügelstrafe, sind ihnen gegenüber zu- 
lässig. Doch ist man in den letzten 30 Jahren immer mehr zur Überzeugung 
gekommen, daß die normalen Freiheitsstrafen, ganz besonders die kurzen, 
gegenüber Jugendlichen ohne jeden erziehlichen Wert sind. Dieser Skepsis ver- 
dankt das Borstal-System seine Existenz. Ursprünglich auf Jugendliche bis 
zum 2I. Jahre berechnet, ist sein Anwendungsgebiet kürzlich auf junge Ge- 
fangene bis zum 23. Lebensjahr erweitert worden. Auch ist die Zahl der Borstal- 
anstalten allmählich auf 19 erhöht worden. Man erkennt schon daraus, welchen 
Wert man in England dem Borstalsystem beimißt. Die Eindrücke, die ich 
gelegentlich eines Besuches in Borstal empfing, habe ich in dieser Zeitschrift 
(21. Bd. S. 473ff.) kurz geschildert. Nun aber wird uns eine ausführliche, auf 
Grund genauen Studiums und mit feiner Einfühlungsgabe verfaßte Darstellung 
vorgelegt. Das ist außerordentlich dankenswert; denn das Borstal-System ist 
das interessanteste und lehrreichste Stück des ganzen gegenwärtigen englischen 
Strafvollzugs. 

Die jetzige Ausgestaltung der Borstal-Anstalten ist das persönlichste Ver- 
dienst des Chefs des englischen Strafvollzugswesens, Alexander Paterson. Die Ziele 
dieser Anstalten hat er selbst mit folgenden Worten charakterisiert. „Eine 
Borstal-Anstalt ist eine Erziehungsschule für halberwachsene Rechtsbrecher, 
basiert auf Erziehungsprinzipien und -methoden. Dahingesandt zu werden, ist 
eine Strafe. Denn die Behandlung darin schließt einen erheblichen Verlust 
an Freiheit ein. Sich dort aufzuhalten, bedeutet aber für den Jugendlichen 
eine Chance, zu lernen, sich im Leben zurechtzufinden und das Gute, das in 
jedem Menschen ist, zu entwickeln“. Danach besteht also kein scharfer Gegen- 
satz zwischen Strafe und Erziehung. Doch wäre es ein Irrtum zu meinen, der 
Borstal-Vollzug sei nichts als eine verweichlichte Form des Strafvollzugs. Die 
Erfahrung lehrt vielmehr, daß die Jungen die Borstal-Anstalten wegen der 
langen und unbestimmten Dauer des Vollzuges weit mehr fürchten als das 
Gefängnis. 

Die Erfolge der Borstal-Erziehung sind in hohem Maß beachtenswert. 
Nach einer Zählung, die im Jahr 1925 vorgenommen worden ist, sind 66% 
der entlassenen Jungen nicht mehr rückfällig geworden. Eine neueste Zählung 
ist freilich etwas ungünstiger ausgefallen, wohl eine Folge der Arbeitslosigkeit, 
mit der die Entlassenen zu kämpfen hatten. (Von den 1932 Entlassenen 50% 
und von den 1933 Entlassenen 56% Bewährungen.) Ich weiß nicht, wie es 
mit der Strafregisterführung in England bestellt ist!) ; hält man aber diese Zahlen 
für verläßlich, so sprechen sie eine deutliche Sprache zugunsten des hier ange- 
wandten Erziehungssystems. Kohnle (Die Kriminalität entlassener Fürsorge- 
zöglinge, Kriminalist. Abhgn., Leipzig 1938) hat kürzlich geprüft, wie sich die 
Zöglinge einer wohlangesehenen süddeutschen Fürsorgeerziehungsanstalt 5 Jahre 
nach der Entlassung gehalten haben; dabei ist das höchst unerfreuliche Er- 
gebnis herausgekommen, daß nur 33% nicht wieder rückfällig geworden waren. 
Die englischen Erfolgsangaben rücken nun aber erst ins rechte Licht, wenn man 
bedenkt, daß die meisten Insassen dieser Anstalten bereits erheblich vorbestraft, 
ja vielfach auch Psychopathen sind, also biologisch eine wenig erfreuliche Auslese. 

Das Geheimnis dieser Erfolge, das Geheimnis des ganzen Borstal-Systems 
liegt in seinen Beamten. Ihr hohes Niveau ist Sieveris wie seinerzeit auch mir 


1) s. dazu Geniz, oben S. 3281. 
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aufgefallen. Die Oberbeamten werden ohne irgendwelche bürokratischen Ge- 
sichtspunkte aus allen Berufskreisen und Schichten ausgewählt. Da gibt es 
ehemalige Marineoffiziere, Kolonialbeamte, Hochschuldozenten, Volksschul- 
lehrer, Kaufleute — allein entscheidend ist persönliche Eignung für die hier 
gestellte Erziehungsaufgabe. Wir mögen uns im übrigen zum Borstal-System 
wie immer stellen, an einer Personalpolitik von derart vorurteilsloser 
Zielsicherheit sollten wir lernen! 

Die Verf. schildern den Geist und die Praxis der Borstal-Anstalten höchst 
anschaulich. Man muß jedem, der mit kriminellen Jugendlichen zu tun hat, 
wünschen, daß er diese Schilderung liest; nicht um Englisches unkritisch auf 
deutsche Verhältnisse zu übertragen, wohl aber, um eigenen Gedanken an den 
hier wiedergegebenen zu überprüfen. Aber auch über den unmittelbar praktischen 
Gewinn hinaus halte ich diese Schrift für anregend, denn sie zeigt so deutlich, 
wie der Engländer unbeirrt durch dogmatische Skrupel — Strafe oder Er- 


ziehung?, Einspurigkeit oder Zweispurigkeit? — geraden Weges das zu ver- 
wirklichen trachtet, was ihm bei jugendlichen Rechtsbrechern am Platze zu 
sein scheint. Exner. 


Minzenmay, Eugen: Die Berufslenkung der deutschen Jugend. 
Heft ı, Beiträge des Deutschen Vereins für öffentl. u. private Fürsorge zur 
Forschung und Praxis der deutschen Wohlfahrtspflege. Berlin 1938. 22 S. 
Brosch. RM. —.60. 

Die Schrift zeigt den Weg aus der Berufsberatung heraus zu einer wirklichen 
Berufsführung und Berufslenkung der Jugend. Die Berufszuführung muß aus 
ihrer bisherigen Enge heraus, auf die Zusammenhänge des gesamten staats- 
Politischen Handelns ist Bedacht zu nehmen. Die Schrift ist vorwiegend für 
Berufsberater und in der Jugendführung Tätige bestimmt. 

Hamburg. Hans Kruse. 


Benjamin, E., Hanselmann, H., Isserlin, M., Lutz, J., Ronald, A.: 
Lehrbuch der Psychopathologie des Kindesalters. Für Ärzte und 
Erzieher. Rotapfel-Verlag Erlenbach, Zürich und Leipzig 1938. 

Ein besonders für Jugendrichter und alle, die sich als Rechtswahrer mit 
Kindern abgeben, ein bedeutsames Buch. Es werden behandelt von Lutz der 
Schwachsinn und die organischen Gehirnstörungen, von Isserlin besonders über- 
legen und klar die umschriebenen Hirnschäden und zentrale Sprach- und Sinnes- 
Störungen. Benjamin steuerte ein Kapitel über Neurosen und Psychopathien bei. 
Ronald stellt die Verwahrlosung und Kriminalität dar, indem er kurz gefaßt 
und übersichtlich die wesentlichen Faktoren, Ursachen, Anzeichen, Typen dar- 
Stellt. Die Heilpädagogik endlich behandelt Hanselmann. Das Buch ist ungleich- 
mäßig. Es finden sich viele unhaltbare Dinge, z. B. führt Lutz den Schwachsinn 
eines Jungen darauf zurück, daß der Vater vor der Zeugung eine Sepsis durch- 
machte. Genuine Epilepsie, tuberkulöse Sklerose gehören nach ihm zu den durch 
Keimschädigung hervorgerufenen Schwachsinnsformen usw. Das Buch beweist 

as neuerdings immer mehr anwachsende Interesse für kinderpsychiatrische 
Orschung. 
Hamburg. Bürger-Prinz. 


»Der Brockhaus Atlas“. Die Weltin Bild und Karte. Verlag F. A. Brock- 
haus, Leipzig 1938. 670 Karten, 840 Abb. Geb. RM. 20.—. 

Im Rahmen des früher hier angezeigten vierbändigen „Brockhaus“ ist dieser in 
Ausstattung und Inhalt gleich hervorragende Atlasband erschienen, der in 
neuartiger Weise Karten und Abbildung miteinander vereinigt und nicht nur 
die Geographie, sondern auch die Geologie, Geschichte, Bodenschätze, Rassen- 
Verbreitung, Pflanzen- und Tierwelt usw. in dieser überaus anschaulichen Weise 
behandelt. Sieverts. 
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Fry, A. Ruth: John Bellers, 1654—1725, Quaker, Economist, and Social 
Reformer, His Writings reprinted with a Memoir. Cassel & Company Ltd. 
London. ı. Aufl. 1935. 174 S. Leinenband sh 6—. 

John Bellers Schriften hat die Verf. die sorgfältig erforschten Lebens- 
umstände dieses sehr beachtlichen Mannes vorangestellt, der in persönlicher 
Zusammenarbeit mit dem Begründer der Quäker-Bewegung George Fox für 
die Durchsetzung der Ziele der Society of Friends (Quäker) gewirkt hat. Er 
war kein Verächter weltlichen Gutes, sondern , believed in levelling up the 
poor and not levelling down the rich‘. Erreichen wollte er das durch organisierte 
Arbeit in seinen Colleges of Industry, denen aber nur geringer Erfolg beschieden 
war, ferner durch gründliche Ausbildung, um die Menschen lebenstüchtig und 
sozial-nützlich zu machen, durch Errichtung von Heilanstalten für körperlich 
Kranke und durch Fürsorge für „moralisch Kranke‘, wie er die Insassen der 
Gefängnisse nennt, damit sie nach Wiederherstellung zwanglos in die gesunde 
Gemeinschaft eingegliedert werden könnten. Er bekämpft die Todesstrafe, die 
zu jener Zeit unterschiedlos auf den Dieb, der sich Werte von 20 sh angeeignet 
hatte, wie auch auf den Mörder angewendet wurde und wünscht eine gründ- 
liche Reform des Strafrechts. Seltsam mutet es heute an, daß er die Fürsten 
Europas zu einem Zusammenschluß zur Aufrechterhaltung des Friedens auf- 
ruft — der wohldurchdachte Plan eines Völkerbundes, aber mit Gleichberech- 
tigung aller Beteiligten. 

Es sind die Schriften eines Utopisten, aber so amüsant und lehrreich dar- 
gestellt, daß man sie mit Genuß lesen kann. 

Hamburg. E. Hennings. 


Jönasson, Matthias: Recht und Sittlichkeit in Pestalozzis Kultur- 
theorie. Band 90 der ‚Neue Deutsche Forschungen‘. Junker u. Dünnhaupt, 
Berlin 1936. 195 S. 

Die Schrift von J. untersucht mit außerordentlicher Gründlichkeit das 
philosophische und soziologische Denkgebäude Pestalozzis sowie die Kultur- 
theorie, die aus ihm erwachsen ist. Nach eingehender Darstellung von P.s 
Anschauung des „Naturzustandes‘“, der für ihn in erster Linie die Bedeutung 
einer Arbeitshypothese hatte, werden die ‚„latenten Entwicklungslinien der 
Menschennatur in ihrer Doppelintention auf das Tierisch-Gewaltsame und das 
Sozial-Ethische‘“ geschildert. Aus ihrer Betrachtung ergeben sich P.s Anschau- 
ungen über Recht und Sittlichkeit, die der Verf. mit großer Eindringlichkeit 
darstellt. Mit dem Widerstreit der verschiedenartigen Strebungen, wie er sich 
aus dieser Doppelintention ergibt, setzt sich P. immer von neuem auseinander 
und versucht, die Brücke zu finden zur ‚Einheit der. Menschennatur“‘. Von 
seiner Einstellung auf das Praktisch-Pädagogische her und aus dem ‚‚refor- 
matorischen‘‘ Wunsche heraus, seine Kulturkritik durch das Bild des Sein- 
sollenden zu ergänzen, verliert er in seinen frühen Schriften oft den Blick für 
die Frage der immanenten Fähigkeit und Bereitschaft des Menschen zur Er- 
füllung der moralischen Forderungen. Erst später wird ‚die wesenhafte Frag- 
würdigkeit alles Menschlichen nicht mehr geleugnet, sondern erkannt und aner- 
kannt und dem sittlichen Bewußtsein zur Pflicht gemacht, mit ihr fertig zu 
werden“. — Das Buch, das vor allem seine Aufgabe darin sieht, der Entwick- 
lung und Klärung der einzelnen begrifflichen Kategorien in der Kulturtheorie 
P.s nachzugehen, dürfte dem Kriminalpolitiker weniger zu geben haben als dem 
philosophisch und philologisch interessierten Leser, dem es mancherlei Auf- 
schlüsse und Anregungen bringt. 

Bielefeld. Walter Herrmann. 
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